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Vorwort zur 26. Auflage
Die 26. Auflage dieses Buches berücksichtigt sämtliche Rechtsänderungen mit Bezug zum Verhaltensrecht im Straßenverkehr seit Oktober 2017. Seitdem ergangene wesentliche obergerichtliche und höchstrichterliche Entscheidungen dazu sind ebenso abgebildet. An Rechtsnovellen sind insbesondere zu nennen:
	–
	Artikel 4a der sog. Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung, mit der diese neue Fahrzeugart den Fahrrädern in der StVO gleichgestellt wurde.

	–
	Die 54. Verordnung zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften, mit der u. a. ein Mindestabstand für das Überholen von Radfahrern, die Schrittgeschwindigkeit für rechtsabbiegende Lkw zum Schutze kreuzender Fußgänger und Radfahrer, der Grünpfeil nur für Radfahrende und ein Verbotszeichen für das Überholen einspuriger Fahrzeuge bei engen Straßenverhältnissen in die StVO Eingang fanden.

	–
	Die Einzelverordnungen zur Änderung der InfGG-Beleihungsverordnung sowie der StVO, mit denen die Zuständigkeit des Fernstraßenbundesamtes und in der Folge der Autobahn GmbH als Straßenverkehrsbehörde im Wesentlichen zur Anordnung von Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen für Bundesautobahnen festgelegt wurde.


Darüber hinaus wurden gleichzeitig vorgenommene Änderungen der Ferienreise-Verordnung (Ordnungsnr. 3 b) berücksichtigt und die verkehrsrechtlichen Bestimmungen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG, Ordnungsnr. 3 c) im Lichte der Rechtsprechung überarbeitet. Hier war es besonders wichtig, die Rechtsfolgenverweisung des BImSchG auf die Instrumente der StVO einerseits und die Mittel der StVO mit Blick auf die Ermächtigungsgrundlage des StVG andererseits sauber voneinander abgegrenzt darzustellen.
Schließlich wurden sämtliche seitdem ergangene Änderungen der Ausnahme-Verordnung zum Lang-Lkw und weitere aktualisierte Ausnahmeverordnungen eingepflegt.
An dieser Stelle sei zudem der Hinweis erlaubt, dass vereinzelt in Literatur und Rechtsprechung vertretene Annahmen, der StVO-Neuerlass im Jahr 2013 leide an einem Zitierfehler in der Präambel und verstoße deshalb gegen das verfassungsrechtlich verankerte Zitiergebot (mit der Folge der Nichtigkeit), fehl gehen. Der Neuerlass ist in Kraft und seinerzeit rechtens ergangen, die behaupteten Zitierfehler bestehen nicht.
Dieses Buch ist gleichzeitig Teil 3 des Loseblattwerks Stoll/Leue, Straßenverkehrsrecht, (zur Fortsetzung ISBN 978-3-8114-4074-6). Daher beginnt in diesem Buch die Kapitelzählung bei 3.
Bonn, im März 2021 
Anke Leue
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I. Allgemeine Verkehrsregeln0





§ 1 Grundregeln
(1) Die Teilnahme am Straßenverkehr1 2 erfordert ständige Vorsicht und gegenseitige Rücksicht3.
(2) Wer am Verkehr teilnimmt4 hat sich so zu verhalten5, dass kein Anderer6 geschädigt, gefährdet6a oder mehr, als nach den Umständen unvermeidbar, behindert6b oder belästigt7 wird8 9.





Erläuterungen
0


Geführte Diskussionen über eine angebliche Nichtigkeit der StVO seit ihrem Neuerlass in 2013 gehen ins Leere. Das Zitiergebot (Art. 80 Abs. 1 S 3 GG) wurde nicht verletzt. Sämtl. Regelungen sind einer der in der Eingangsformel zitierten Ermächtigungsgrundlagen zuordbar. § 6 Abs. 1 Nr 3 StVG gliedert sich in einen 4 Punkte umfassenden einleitenden Teil mit anschließenden Regelbeispielen, die an den ersten Satzteil mit einem „ ,“ und einem „und“ angefügt sind und damit jeweils kumulativ mit dem gesamten 1 Satzteil zu lesen sind. Der einleitende Teil ist immer bei der Nennung der einzelnen Buchstaben mitumfasst und muss nicht durch ein „und“ zusätzlich in der Präambel entsprechender Änderungsverordnungen genannt werden. Dies wird unterstrichen dadurch, dass die aufgeführten Regelbeispiele ungeordnet zum einleitenden Satzteil angeschlossen und durch die Formulierung „und zwar hierzu unter anderem“ nicht abschließend sind. Der § 6 Abs. 1 Nr. 3 StVG wurde nur deshalb nicht in 2013 als übergeordnete Gliederungseinheit in Gänze benannt, weil die Zuordnung der Einzelvorschriften zu verschiedenen Spiegelstrichen aufgrund der Benennung verschiedener Verordnungsgeber erforderlich wurde. Im Ergebnis so auch OLG Braunschweig Beschl. v. 4.12.2020 – 1 Ss (Owi) 173/20, juris.
Versuche seitens vereinzelter Länder und Interessenvertreter, die Vision Zero in § 1 zu verankern oder der StVO eine dahingehende Präambel voranzustellen, gingen bislang ins Leere, weil es sich bei der StVO in Gänze um eine Unfallverhütungsvorschrift handelt, welche damit noch weitergehend ist als das erstrebenswerte Ziel, keine Verletzten oder Tote im Straßenverkehr zu haben.


1


StVO gilt grds. nur für Verk. auf öff. Wegen u. Plätzen (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 StVG). Verkehrsfläche ist nicht nur dann öff., wenn es sich um eine straßenrechtl. gewidm. Verkehrsfläche handelt, sondern auch, wenn sie tatsächlich einem unbestimmten, nicht durch pers. Beziehungen eingeschränkten, Personenkreis (also der Allgemeinheit) mit ausdrücklicher oder stillschweigender Zustimmung des Verfügungsberechtigten zur Benutzung offen steht – sog. faktisch öff. Verkehrsfl. (BGH VM 57, 14; DAR 63, 132; BayObLG VRS 10, 277; 29, 182; Düsseldorf VRS 64, 300; BGH VRS 104, 24). Sachl. Beschränkung der tatsächl. Zulassung eines öff. Verk. (z.B. auf Fußg. [Fußgängerzone] oder Kfz ab einer bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von 60 km/h [Autobahn] oder auf Fahrräder [Radfahrstraße]) beeinträchtigt Öff. nicht, bedingt aber vorherigen widmungsrechtl. Akt (unklar Stuttgart VersR 70, 846, das die Probleme der Abgrenzung von Straße u. Grundstück mit der Unterscheid. zw. öff. u. nichtöff. Verkehrsfläche vermischt). Zeitweise öff. sind z.B. auch Gehwege in Parks oder Friedhöfe während der Öffnungszeiten. Für Verkehrsregelung auf öff. Verkehrsgrund gilt ausschließl. Straßenverkehrsrecht; Bund hat von konkurr. Gesetzgebungszust. nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG Gebrauch gemacht durch Erlass StVG und der darauf beruhenden StVO, dortige Regelungen entfalten Sperrwirkung für abw. Landesrecht. Länder können z.B. nicht generell abstrakt Tempolimit auf AB für ihr Gebiet flächendeckend einführen. Verkehrsreg. in Gemeindesatzungen (BayObLG VRS 62, 475 = DAR 82, 301) und im Landesrecht (BGHSt 47, 181) sind also unzulässig und unwirksam.


2


Verkehrsrechtl. öffentlich: Tankstelle (BayObLG VRS 24, 69 = VM 63, 13 = VkBl 63, 52; Düsseldorf VRS 59, 282; VRS 76, 34 = NZV 88, 231); Parkplätze immer dann nicht, wenn der Verfügungsberechtigte nach außen erkennbar seinen gegenläufigen Willen verdeutlicht hat. Dies erfolgt z.B. durch Aushang von Nutzungsbedingungen oder durch eigene Beschilderung „Hier gilt die StVO“ oder Vorhaltung von speziellen Mutter-Kind-Parkplätzen etc. Der Verfügungsberechtigte macht dann von seinem Hausrecht Gebrauch. Ist dies nicht der Fall: Parkplatz vor Gastwirtschaft (BGH VRS 20, 453 = DAR 61, 205 = VM 61, 56 = NJW 61, 1124; Düsseldorf NZV 92, 120 = VRS 82, 123); Parkplatz od. Parkhaus, die der Allgemeinheit zur Benutzung offen stehen (KG DAR 77, 47; 78, 19; 83, 80; NZV 2003, 381; Düsseldorf VRS 63, 289); Parkplatz eines Einkaufscenters (Saarbrücken VRS 47, 54); Parkplatz in Hinterhof, der den Kunden mehrerer Firmen sowie den Anwohnern offen steht (OVG Münster NZV 2000, 183 = DAR 2000, 91); Ladestraße eines Güterbahnhofs (Celle DAR 65, 100); öff. Parkhäuser u. Tiefgaragen (Bullert DAR 63, 325; Stuttgart VRS 30, 210; Bremen VRS 33, 193; Düsseldorf VRS 39, 204); gemeinsame Zufahrt zu mehreren Häusern, soweit keine Sperreinrichtungen od. Z vorh. (BayObLG NVwZ 83, 438); Straßen in priv. Klinikgelände (VGH Kassel NZV 89, 406) Straßen in Klinikgelände, das Besuchern von Patienten offen steht, sind öff., auch wenn Umzäunung und Zufahrtkontrolle vorhanden; Forstweg, der als Wanderweg zur Verf. steht (Bouska BayVBl 65, 51); Straßen, die nur nach Bezahlung eines bes. Entgelts (Maut) benutzt werden dürfen, grds. aber jedermann zur Verf. stehen; Straße in nicht abgeschloss. Ind.- od. Gewerbegebiet. Bauliche Mittelstreifen od. Grünstreifen in Straßen mit getrennten Richtungsfahrb. sind öff. iSd Straßenverkehrsrechts, idR sogar iSd Straßenrechts, denn sie bilden zus. mit den für den fließ. Verk. best. Straßenteilen einen einheitl. Straßenraum (z.B. als „Insel“ für Fußg., die die gesamte Straße überschreiten wollen), auch wenn sie nicht ausdrückl. dazu bestimmt sind. Die Auff. von Düsseldorf (NZV 93, 161 = VRS 84, 471 = VM 93, 46) ist als zu eng abzulehnen. Entspr. gilt für Straßenteile, z.B. Grünstreifen, die zw. Fahrb. und Gehweg verlaufen und tatsächl. den Fußg. beim Überqueren der Fahrb. zur Verfügung stehen (davon gehen wohl auch Hamm DAR 94, 409 und Düsseldorf NZV 94, 372 aus). Nicht öffentlich: Kasernengelände (BGH VRS 26, 255); Fliegerhorst (BayObLG VRS 24, 305 = VM 63, 27 = NJW 64, 501); abgeschl. Fabrikgelände, auch mit Parkplatz (Braunschweig VRS 8, 144; 27, 458); ausweispfl. Großmarktgelände (BGH DAR 63, 132 = VM 63, 9); a.A. LG Dresden (NZV 1999, 221); Weg, der erkennbar nur Anwohnern u. Besuchern dient (Hamm VRS 52, 207); Wagendeck eines Fährschiffes (Karlsruhe NZV 93, 77 = VRS 84, 100); wohl auch sog. Verkehrsübungsplätze, jed. nur, wenn sie ggü. dem öff. Verkehrsraum abgeschlossen sind (Zaun), einer Zugangskontrolle und bes. Benutzerregeln unterliegen (die fahrpraktische Ausbildung vor Erwerb einer Fahrerlaubnis darf jed. auch auf solchen Übungsplätzen nur durch Fahrlehrer nach Maßg. des Fahrlehrergesetzes durchgeführt werden). Außerhalb des öff. Verkehrsraums gilt die StVO grds. nicht, dennoch hat man sich zumindest stets an die Grundregel des § 1 zu halten (Vorsicht und gegens. Rücksichtnahme), Versuche seitens vereinzelter Länder und Interessenvertreter.


3


Jeder Fußg., Radf., KfzFührer und damit jeder VT muss sich in jeder Situation darüber klarwerden, ob sein Verhalten in diesem Zeitpunkt nach vernünftiger Auffassung die nach den Umständen mögliche Sicherheit und Störungsfreiheit für die anderen und für sich selbst gewährleistet. Defensiv fahren (Wimmer DAR 64, 37) heißt, „auf Sicherheit“ fahren, so fahren, „dass nichts passieren kann“. Rspr. verlangt risikoärmstes Verhalten (BGH NJW 88, 909). Bedeutet aber nicht, dass man sich als VT immer auf ein Idealverhalten des Anderen verlassen kann. Derjenige, der die gebotene Sorgfalt außer Acht lässt, die in der konkreten Situation erforderlich erscheint, um sich selbst vor Schaden zu schützen, muss ggf. eine Mitverantwortung tragen (Karlsruhe 1 U 8/12, juris).


4


VT ist jeder, der durch eigenes Tun od. Unterlassen unmittelbar auf den Verkehr einwirkt. Beispiele: FzgFührer, der Fzg parkt, für die Dauer des Parkens (Hamburg VRS 23, 139; BayObLG VRS 24, 460; 27, 220); Soziusfahrer auf Kraftrad (BGH VRS 7, 68 = DAR 54, 304; VRS 18, 415); Lenker eines abgeschleppten Kfz (Hamm VRS 22, 220); Führer von Schienenbahn im öff. Verkehrsraum, auch auf Bahnübergang (BGH DAR 53, 118 = VRS 5, 304 = VkBl 53, 240); Baggerführer bei StrBauarb. auf nicht gesperrter Straße (Hamm DAR 64, 115); Fahrlehrer (§ 3 StVG); Lenker der Hinterachse bei Langfzg Kein VT: Fahrgast in Kraftwagen (außer bei Einwirkung auf Fahrer oder Bedienungsapp., Ablenkung des Fahrers, BayObLG VRS 13, 285); Bediensteter der StrVerkBeh u. der StrBaubeh. beim Vollzug des § 45 (Köln NJW 65, 829; Vd 65, 351), des StrBaulastträgers bei § 45 Abs. 5; Bauunternehmer bei § 45 Abs. 6 (Hamm VRS 5, 623); FzgHalter in dieser Eigenschaft.


5


Tatbestand hinreichend bestimmt (BVerfG DAR 68, 329 = VkBl 68, 488; VD 67, 321 abw. von Lange-Fuchs NJW 67, 1843).


6


Andere sind nicht nur VT, sondern alle Menschen, auch Tiere, aber grds. nicht Sachen.


6a


Immer konkrete Gefahr; Befürchtung, dass Unfall unmittelbar bevorsteht (Beinahe-Unfall BGH NJW 95, 3131). Liegt keine konkrete Gefahr vor, ggf. Behinderung oder Belästigung gegeben.


6b


Wer mit der höchstzul. Geschw. auf dem linken Fahrstreifen der Richtungsfahrb. einer AB fährt, behindert einen Fahrer, der überholen will, nicht, wenn das Überholen nur bei Überschreitung der Geschw.beschr. möglich wäre (BGH VRS 72, 293), wohl aber kann ein Verstoß gegen das Rechtsfahrgebot (§ 2 Abs. 2) vorliegen. Versammlungsfreiheit begr. kein Recht zur absichtl. Lahmlegung des Straßenverkehrs; Behinderungen insoweit nur gedeckt, soweit sie sozialadäquate Nebenfolge der Versammlungsfreiheit sind; AB stehen für Demonstrationen nicht zur Verfügung (OVG Lüneburg NZV 95, 332). Blockade einer AB durch Kfz kann Nötigung (§ 240 StGB) sein (BGH DAR 95, 453 = VM 96, Nr. 1). Zu den Vorauss., unter denen stetiges Fahren auf dem linken Fahrstr. einer AB Nötigung sein kann vgl. Düsseldorf NZV 2000, 301 (vgl. auch Erl. 5 zu § 2). Verlangt wird eine nachhaltige Beeinträchtigung (BGHSt 34, 238).


7


Störung einer Radarmessung durch geparkte Fzg ist Belästigung der Überwachungskräfte (Hamm VRS 52, 208). Ein subjektives Unbehagen ist Voraussetzung.


8


Gefährdung, Behinderung und Belästigung müssen konkret nachweisbar sein.


9


Verhältnis zu and. Vorschriften der StVO:
	a)
	
Einzelvorschr. untersagt best. Verh. ohne Rücksicht auf Gefährdung usw.: Bei Eintritt einer dieser Folgen Tateinheit (§ 19 OWiG). Beisp.: § 3 Abs. 1, § 4, § 12 Abs. 1.

	b)
	
Einzelvorschr. untersagt best. Verh., wenn dadurch einer der Erfolge des § 1 Abs. 2 eintritt: § 1 Abs. 2 nicht anzuwenden (Gesetzeskonkurrenz), wenn diese Folge eintritt, jed. allein anzuwenden, wenn eine and. Voraussetzung erfüllt wird. Beisp.: Gefährdung durch Öffnen der Wagentür = nur § 14 Abs. 1; Behinderung in solchem Falle = nur § 1 Abs. 2.

	c)
	
Einzelvorschr. untersagt best. Verh., das notwendig auch den Tatbest. des § 1 Abs. 2 erfüllt: anzuwenden ist nur die Einzelvorschr. Beisp.: Verletzung der Vorfahrt, § 8, des Vorranges nach § 9 Abs. 3.










§ 2 Straßenbenutzung1 durch Fahrzeuge
(1) Fahrzeuge2 müssen die Fahrbahn3 benutzen, von zwei Fahrbahnen4 die rechte. Seitenstreifen4a sind nicht Bestandteil der Fahrbahn4b 4c.
(2) Es ist möglichst weit rechts5 6 zu fahren, nicht nur bei Gegenverkehr, beim Überholtwerden, an Kuppen, in Kurven oder bei Unübersichtlichkeit.
(3) Fahrzeuge, die in der Längsrichtung einer Schienenbahn verkehren, müssen diese, soweit möglich, durchfahren lassen.
(3a) 7Der Führer eines Kraftfahrzeuges darf dies bei Glatteis, Schneeglätte, Schneematsch, Eisglätte oder Reifglätte nur fahren, wenn alle Räder mit Reifen ausgerüstet sind, die unbeschadet der allgemeinen Anforderungen an die Bereifung den Anforderungen des § 36 Absatz 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung genügen7a. Satz 1 gilt nicht für7b
	1.
	
Nutzfahrzeuge der Land- und Forstwirtschaft,

	2.
	
einspurige Kraftfahrzeuge,

	3.
	
Stapler im Sinne des § 2 Nummer 18 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung, 

	4.
	
motorisierte Krankenfahrstühle im Sinne des § 2 Nummer 13 der Fahrzeug-Zulassungs-Verordnung und

	5.
	
Einsatzfahrzeuge der in § 35 Absatz 1 genannten Organisationen, soweit für diese Fahrzeuge bauartbedingt keine Reifen verfügbar sind, die den Anforderungen des § 36 Absatz 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung genügen und

	6.
	
Spezialfahrzeuge, für die bauartbedingt keine Reifen der Kategorien C1, C2 oder C3 verfügbar sind.


Kraftfahrzeuge der Klassen M2, M3, N2, N3 dürfen bei solchen Wetterbedingungen auch gefahren werden, wenn mindestens die Räder 
	1.
	
der permanent angetriebenen Achsen und

	2.
	
der vorderen Lenkachsen 


mit Reifen ausgerüstet sind, die unbeschadet der allgemeinen Anforderungen an die Bereifung den Anforderungen des § 36 Absatz 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung genügen.7c Soweit ein Kraftfahrzeug während einer der in Satz 1 bezeichneten Witterungslagen ohne eine den Anforderungen des § 36 Absatz 4 der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung genügenden Bereifung geführt werden darf, hat der Führer des Kraftfahrzeuges über seine allgemeinen Verpflichtungen hinaus, 
	1.
	
vor Antritt jeder Fahrt zu prüfen, ob es erforderlich ist, die Fahrt durchzuführen, da das Ziel mit anderen Verkehrsmitteln nicht erreichbar ist,

	2.
	
während der Fahrt 
	a)
	
einen Abstand in Metern zu einem vorausfahrenden Fahrzeug von mindestens der Hälfte des auf dem Geschwindigkeitsmesser im km/h angezeigten Zahlenwertes der gefahrenen Geschwindigkeit einzuhalten,

	b)
	
nicht schneller als 50 km/h zu fahren, wenn nicht eine geringere Geschwindigkeit geboten ist.7d




Wer ein kennzeichnungspflichtiges Fahrzeug mit gefährlichen Gütern8 führt, muss bei einer Sichtweite unter 50 m9, bei Schneeglätte10 oder Glatteis jede Gefährdung Anderer ausschließen11 und wenn nötig11a den nächsten geeigneten Platz12 zum Parken aufsuchen.
(4) Mit Fahrrädern12a darf nebeneinander gefahren werden; wenn dadurch der Verkehr nicht behindert wird; anderenfalls muss einzeln hintereinander gefahren werden12b. Eine Pflicht Radwege13 in der jeweiligen Fahrtrichtung14 zu benutzen14a, besteht nur, wenn dies durch Zeichen 237, 240 oder 241 angeordnet ist. Rechte Radwege ohne die Zeichen 237, 240 oder 241 dürfen benutzen werden14b. Linke Radwege ohne die Zeichen 237, 240 oder 241 dürfen nur benutzt werden, wenn dies durch das allein stehende Zusatzzeichen „Radverkehr frei“ angezeigt ist.14c Wer mit dem Rad fährt, darf ferner rechte Seitenstreifen benutzen14d, wenn keine Radwege vorhanden sind und zu Fuß Gehende nicht behindert werden. Außerhalb geschlossener Ortschaften darf man mit Mofas15 und E-Bikes16 Radwege benutzen16a.
(5) Kinder bis zum vollendeten achten Lebensjahr müssen17,  Kinder bis zum vollendeten zehnten Lebensjahr dürfen mit Fahrrädern Gehwege benutzen18. Ist ein baulich von der Fahrbahn getrennter Radweg vorhanden, so dürfen abweichend von Satz 1 Kinder bis zum vollendeten achten Lebensjahr auch diesen Radweg benutzen.18a Soweit ein Kind bis zum vollendeten achten Lebensjahr von einer geeigneten Aufsichtsperson begleitet wird, darf diese Aufsichtsperson für die Dauer der Begleitung den Gehweg ebenfalls mit dem Fahrrad benutzen; eine Aufsichtsperson ist insbesondere geeignet, wenn diese mindestens 16 Jahre alt ist.18b Auf zu Fuß Gehende ist insbesondere Rücksicht zu nehmen19 20. Der Fußgängerverkehr darf weder gefährdet noch behindert werden. Soweit erforderlich, muss die Geschwindigkeit an den Fußgängerverkehr angepasst werden.20a Wird vor dem Überqueren einer Fahrbahn ein Gehweg benutzt, müssen die Kinder und die diese begleitende Aufsichtsperson absteigen21 22.





Erläuterungen
1


Vorschrift gilt nur für den fließenden Verkehr. Daher z.B. bei Parken auf Gehweg Verstoß nur gegen § 12 Abs. 4 (KG VRS 45, 66; BayObLG VRS 48, 456; Düsseldorf VRS 61, 64; BVerwG DAR 92, 473 = VRS 84, 127 = NZV 93, 44; a.A. Düsseldorf VRS 63, 384 = DAR 82, 336, jed. in sich widersprüchl., weil Pflicht zur Fahrb.Benutzung – § 2 Abs. 1 – durch § 12 Abs. 4 gerade nicht für ruh. Verk. gilt). Innerhalb des fließenden Verkehrs gilt die Vorschrift nur für den Längsverkehr. Sie verbietet deshalb z.B. nicht das Überfahren des Gehwegs (oder eines Radwegs), um in ein Grundstück zu gelangen (Hamburg DAR 85, 292); zulässig ist hier aber nur eine direkte rechtwinklige Überquerung. Ein KfzFührer, der vor einer Straßenkreuzung die Fahrb. verlässt, um über ein Tankstellengelände die Querstraße schneller zu erreichen, verstößt nicht deshalb gegen die Vorschrift, weil er den Gehweg überquert (BGH VRS 69, 386). Wer eine parallel zur Richtungsfahrb. einer AB verlaufende Parkplatzstraße benutzt, um sich an deren Ende wieder einzufädeln, verstößt gegen § 2 Abs. 1, nicht aber gegen § 5 Abs. 1 (Düsseldorf VRS 73, 146).


2


Fzg jeder Art (Kfz, Fahrräder, Fuhrwerke). Fahrr. u. Mofas s. auch Abs. 4; Fzg, die von Fußg. mitgeführt werden, fallen nicht unter Abs. 1, sondern unter § 25 Abs. 2. Kinderwagen, einschl. sog. City-Roller, Skateboards, Inlineskates usw. begriffl. keine Fzg (§ 24 Abs. 1). Die Vorschr. verbietet also insbes. auch die Benutzung des Gehwegs durch Radf. (Ausn.: Abs. 5); kollidiert ein rechtswidr. auf dem Gehsteig fahr. Radf. mit Pkw, der aus einer Grundstücksausfahrt kommt, so kann selbst die Betriebsgefahr des Pkw zurücktreten (LG Nürnberg-Fürth NZV 91, 433; vgl. auch Hamburg NZV 92, 281; Hamm NZV 95, 152).


3


Derjenige Teil der Straße, der nach seiner bautechn. Gestaltung nach vernünftiger Auffassung für den Fzgverkehr bestimmt ist. Auch Radwege sind Teil der Fahrb. Seitenstreifen der AB darf – außer in Notfällen und bei Anordnung von Z 223.1 „Seitenstreifen befahren“ (vgl. auch Erl. 4c) – nicht benutzt werden, auch nicht für kurze Strecke, um zu einer Ausfahrt zu gelangen (BGH VRS 61, 57 = DAR 81, 295; vgl. auch Bouska DAR 81, 289). Def. des Fahrstreifens als Teil der Fahrb. vgl. § 7 Abs. 1 Satz 2.


4


Gilt nur für gleichartige Fahrb. einer Straße, also z.B. nicht für schmale Anliegerstraße neben breit ausgebauter Hauptverkehrsstraße. Dann idR zwei Straßen, nicht eine Str. mit mehreren Fahrb. Ggf. Regelung durch Z 220, 267. „Geisterfahrer“ auf AB verstößt gegen § 2 Abs. 1 Satz 1 (BayObLG VM 98 Nr. 52).


4a


Seitenstreifen sind entlang der Fahrb. – durchgehend od. für eine best. Strecke – verlaufende, befestigte od. unbefestigte befahrbare Straßenflächen, die idR durch Fahrbahnbegrenzungslinie (Z 295) von der Fahrb. abgetrennt sind (Ausn.: Abgrenzung durch and. Mittel in verk.beruhigten Geschäftsbereichen, wohl auch für baulich auf kurze Strecken angelegte „Parkstreifen“ § 12 Abs. 4 Satz 1).


4b


Obwohl die StVO nach ihrer Systematik zw. Fahrb. und Seitenstreifen unterscheidet, hatte die Rspr. früher wiederholt Seitenstreifen als Bestandteil der Fahrb. bezeichnet (z.B. BGH DAR 81, 295; zuletzt Köln NZV 92, 415). Auch die mittelbare Klarstellung durch den VO-Geber durch deutliche Hervorhebung des Seitenstreifens in § 18 Abs. 8 durch VO v. 22.3.1988 (BGBl I S. 405) hatte daran zunächst nichts geändert. Erst die Ergänzung des § 2 Abs. 1 stellte ausdrücklich klar, dass der Seitenstreifen im Verh. zur Fahrb. ein aliud ist.


4c


Damit ist z.B. auch klargestellt, dass der Seitenstreifen nicht zum Fahren benutzt werden darf (§ 2 Abs. 1 Satz 1), ausgen. in Notfällen (§ 16 OWiG) und in den bes. geregelten Fällen (z.B. § 2 Abs. 4 Satz 5, § 5 Abs. 6 Satz 3; Z 223.1); klargestellt ist auch, dass Fzg, die auf dem Seitenstreifen fahren, von Fzg auf der Fahrb. im Rechtssinne nicht „überholt“ werden, so dass z.B. Überholverbote (Z 276, 277) insoweit nicht greifen; anders bei angeordnetem Z 223.1, denn dann gelten für den temporär umfunktionierten Seitenstreifen die Vorschriften über die Benutzung von Fahrb. Z 295 wird dann zu Z 340, es gilt das Rechtsfahrgeb. und ein angeordn. Überholverb. muss beachtet werden.


5


Grundsatz des Rechtsverkehrs. Es muss so nahe am rechten Fahrbahnrand gefahren werden, wie das nach Auff. eines durchschn. erfahrenen verantwortungsbewussten Fahrers unter Berücks. der Geschwindigkeit, der Verkehrslage, der Sichtverhältnisse, der Fahrbahnbreite u. -beschaffenheit (z.B. Wölbung, tiefe Schlaglöcher) u. sonst. Umstände (z.B. Baumäste im Lichtraum der Straße) vertretbar erscheint. Schutz des Gegenverkehrs stets vorrangig (reibungslose Abwicklung des Fahrverkehrs, BGH VersR 64, 1069; DAR 96, 462 = VRS 92, 189 = NZV 96, 444 = VM 97 Nr. 11). Linksfahren auch auf Fahrb. ohne Gegenverkehr, z.B. Autobahn, verboten, jed. beim Überholen kein Einscheren in ungenüg. Fzglücken notwendig (Frankfurt VM 64, 23; BayObLG VRS 28, 44; 29, 468; Hamm VRS 33, 130). Kfz, die links neben einem Schutzstreifen für Radf. (Z 340) fahren, verstoßen nicht gegen das Rechtsfahrgebot. Zur Frage, wann auf Fahrb. mit mehreren Fahrstreifen für eine Richtung der linke Fahrstreifen für nachfg. schnelleren Verk. freigemacht werden muss, vgl. Bouska DAR 85, 137; BayObLG DAR 90, 187. Wer auf AB rechtswidrig links fährt und dadurch nachfolg. Fzg am Überholen hindert, verstößt nur gegen § 2 Abs. 2, nicht gegen § 1 Abs. 2, wenn das Überholen nur unter Überschreiten der dort geltenden Höchstgeschw. möglich gewesen wäre (BGH VRS 72, 293). Nötigung (§ 240 StGB) kann gegeben sein, wenn ein Fzgf. den linken Fahrstreifen der AB nicht freigibt und damit ein nachf. Fzg planmäßig, längerwährend und ohne vernünftigen Grund am Überholen hindert (Stuttgart NZV 91, 119; vgl. auch Hamm NZV 91, 480, Köln NZV 93, 36 und Düsseldorf NZV 2000, 301). Kurven dürfen nicht geschnitten werden, auch nicht bei übersichtlicher Fahrb. u. Fehlen einer Behinderung od. Gefährdung (BGH VRS 39, 367 = VM 70, 89). Abstand 80 cm zum recht. Fahrbahnrand und 50 cm z. Fahrbmitte nicht zu beanstanden (BayObLG VRS 61, 55). Bei Nebel unter best. Vorauss. geringerer Abstand (50 cm) zur Leitlinie in Fahrbmitte zulässig (BayObLG VRS 62, 377).


6


Sog. Kriechspuren sind Fahrstreifen, die im Bereich von Steigungs- u. Gefällstrecken zusätzlich angelegt und von den übrigen Richtungsfahrstreifen durch eine Leitlinie (Z 340) in Breitstrichausführung (vgl. VwV-StVO Rn. 5 zu Z 340 iVm RMS) abgegrenzt sind. Beschilderung, z.B. mit Z 209, häufig, jed. nicht begriffsnotw. Zügiger Verkehr muss Kriechsp. idR nicht benutzen (vgl. BGH DAR 70, 21; Bouska DAR 62, 254; Frankfurt VM 76, 56, das eine Abweich. vom Rechtsfahrgebot bei fahrstreifenbezogener Geschw.Beschr. für zulässig hält. Das muss auch bei unterschiedl. Mindestgeschw. gelten, wie bei Kriechstreifen, aber auch bei regulären dreistreifigen Richtungsfahrbahnen in Steigungsstrecken häufig angeordnet; vgl. auch VD 77, 81). Nachdem nunmehr auch fahrstreifenbezogene Anordnungen unterschiedlicher Geschw. ausdrücklich zugelassen sind (vgl. § 39 Abs. 2 Satz 4) empfiehlt sich eine Klarstellung, dass dann eine Abweichung vom Rechtsfahrgebot zulässig ist. Zügig = wer an Steigung oder Gefälle mind. 60 km/h fährt. Am Ende der Kriechsp. Wartepflicht gegenüber durchgeh. Fahrspur; Z 205 zulässig, aber nicht notw. (BGH aaO); das Reißverschlussverfahren (§ 7 Abs. 4) kommt am Ende eines Kriechstreifens wegen § 7 Abs. 5 Satz 1 in aller Regel nicht in Betracht, weil eine Vermischung des Verkehrs nach diesem Verfahren angesichts der hohen Geschwindigkeitsunterschiede gefährlich wäre.


7


Neugefasst durch 52. VO zur Änd. straßenverk. Vorschr. Mai 2017. Novellierung musste im Anschluss an die Verortung der Anforderungen an Reifen für winterliche Verh. in § 36 Abs. 4 StVZO erfolgen. Eine erste Konkretisierung solcher Reifen erfolgte Ende 2010. Bereits vorherige  Vorschrift beinhaltete Verhaltenspflichten zur Anpassung der Ausrüstung an die Wetterverhältnisse. Es handelt sich nach wie vor ausschließlich um eine situative, witterungsabhängige Verhaltens- und nicht um eine generelle Ausrüstungspflicht. Für Fzg, die der Personenbeförderung dienen (Omnibus, Taxi), enthält § 18 BOKraft bereits seit geraumer Zeit eine Winterreifenpflicht. Oldenburg hatte mit Beschl. v. 9.7.10 entschieden, dass die Bußgeldbewehrung für Verstöße gegen die alte Vorschrift gegen das Bestimmtheitsgebot (Art. 103 Abs. 2 GG) verstößt. Bundesrat hatte zu dieser Konkretisierung in 2010 gleichz. eine Entschließung gefasst, in der weiterer Beratungs- und Prüfbedarf zum Ausdruck kam (z.B. Prüfung der Profiltiefe, Aufforderung Bußgeldtatbestand für Halter durch Anpassung StVZO zu schaffen). Festlegung einheitlicher Kriterien für Winterreifen scheiterte vormals daran, dass erst eine Verabschiedung in den intern. Gremien der UN-Wirtschaftskommission für Europa (UNECE) für Prüfanforderungen für Winterreifen notwendig war (im Nov. 2012 geschaffen -Verankerung des Alpine-Symbols, dessen Aufbringung einen definierten Test durchlaufen muss – dadurch werden Mindestanforderungen an die Leistungsfähigk. des Winterreifens bei schneebedeckter Straße festgelegt). In der Folge wurde die Bundesanstalt für Straßenwesen mit einem Forschungsprojekt zu Reifenalter, Profiltiefe, Winterreifen nur auf der Lenkachse von Nutzfzg und Schneekettenpflicht bei Nutzfzg beauftragt. Verpflicht. gilt auch für Mietwagen, Fzgf. hat sich vor Fahrtantritt von der ordnungsgem. Bereifung zu überzeugen.


7a


Reifen müssen dem § 36 Abs. 4 StVZO entsprechen. Regelung gilt für M2, M3, N2, N3 Kfz. Im Fzg mitgeführte Ersatzräder werden davon nicht erfasst. Die Reifen für winterliche Verhältnisse werden über die Kennzeichnung mit entsprechenden Symbolen (Alpine-Symbol) definiert. Sie müssen die in der ECE-Regelung Nr. 117 festgelegten Anforderungen auf Schnee erfüllen. Zur Übergangsbestimmung vgl. § 52. Die in § 36 Abs. 4 StVZO beschriebene Reifenkennzeichnung wird in abgestuften Zeitschritten eingeführt. M+S-Reifen können bis 30.9.2024 verwendet werden, wenn sie bis 31.12.2017 produziert wurden (Herstellungsdatum auf Reifenseitenwand ablesbar). 


7b


Schaffung der Ausnahmetatbestände ist in Teilen umstr. Laut ECE-Regelung Nr. 117 dürfen Winterreifen der Klassen C1, C2, C3 (Reifen für Lkw und Pkw) das Alpine-Symbol erhalten, wenn sie einen Test durchlaufen haben. Bei Motorrädern fehlt dies bislang. Einspurige Fzge werden nun ausgenommen. Unter Verk.Si.Gründen ist dies fraglich. Besser ist es, von vornherein das Motorrad bei solchen Bedingungen stehen zu lassen. Auch Motorräder mit Doppelrad fallen darunter, es sei denn, sie sind mit Pkw-Reifen ausgerüstet. Bundesanstalt für Straßenwesen ist beauftragt, den Einfluss von Winterreifen auf die Verk.Si. zu untersuchen. Änderungen könnten je nach Ausgang also noch folgen. Motorisierte Krankenfahrstühle und Gabelstapler sind ebenfalls ausgenommen – geringe Geschw. (15 km/h) lässt dies unter Verk.Si.Gründen im Gegensatz zu Motorrädern aber auch generell zu. Die zusätzlich verankerten Parameter, die unter Verk.Sicherheitsgründen unentbehrlich sind, lassen dennoch ein generelles situatives Fahrverbot vermuten. Es dürfte quasi niemals erforderlich sein, die Fahrt wirklich mit dem Motorrad durchzuführen, da zumindest die Möglichkeit der Anmietung von Pkw oder der Nutzung des ÖPNV immer gegeben sein dürfte. Jegliche Verkehrsziele sind in Deutschland mit anderen Verkehrsmitteln als mit Motorrädern erreichbar!


7c


Ausnahme geht auf Bundesrat (BR-Drs. 771/16-Beschluss) zurück mit der Begründung, dass Testergebnisse der Fachpresse sowie Angaben der Reifenhersteller eine Verbesserung der Fahrstabilität sowie eine erhebliche Verkürzung des Bremsweges von Lkw und Lkw-Gespannen belegen, wenn diese auf allen Achsen mit Winterbereifung ausgerüstet sind. Mit dem Begriff der „vorderen Lenkachse“ soll dem Umstand Rechnung getragen werden, dass im Nutzfahrzeugbereich gelenkte Achsen in Form einer Reibungs- und Hilfslenkung auch an der Hinterachse Anwendung finden. Zur Übergangsfrist vgl. § 52.


7d


Mögliche Geschw. dürfte bei richtigen winterl. Verh. weit unter 50 km/h betragen, soweit sie ohne entspr. Bereifung unterwegs sind.


8


Zu beurteilen nach der Gefahrgutverordnung Straße (GGVS) und dem Europ. Übereinkommen über die internat. Beförderung gefährl. Güter auf der Straße (ADR-Übereinkommen). Betrifft insbes. auch Tankfzg mit brennbaren Flüssigkeiten.


9


Als Entfernungsorientierung kann auf die Leitpfosten am Fahrbahnrand zurückgegriffen werden.


10


Glatteis und Schneeglätte, Eis- und Reifglätte zählen nach Auskunft des Deutschen Wetterdienstes zu den winterlichen Wetterverh., die geeignet sind, die Sicherheit des Straßenverk. zu beeinträchtigen. Verursacht durch unterschiedl. Niederschlagsarten: Schneefall (inkl. Schneeregen und Schneegriesel), Eiskörner, gefrierendem Regen und Nebel und Schneeverwehungen (fallender bzw. abgesetzter Schnee iVm starkem Wind). Wettererscheinungen und -verhältnisse können bereits bei Lufttemperaturen einige Grad über Gefrierpunkt auftreten. So kann sich bei starkem Schneefall bei 4°C eine geschlossene Schneedecke ausbilden. Beschränkung gilt bei mehreren Fahrstreifen nur, wenn Glätte auf konkret befahrenem Streifen vorliegt (Hamm NZV 98, 213 = VM 98 Nr. 53). Streuung mit abstumpfendem Material (z.B. Splitt) kann das Merkmal Schneeglätte beseitigen.


11


Verlangt wird hier die höchste Sorgfaltsstufe. Der Fzgf. muss garantieren können, dass durch die Weiterfahrt nichts passieren kann. Begriff des Anderen umfasst nicht nur VT, sondern alle Menschen.


11a


Wenn durch Benutzung von Winterreifen oder Schneeketten gefahrloses Befahren möglich, ist Fahrtunterbrechung nicht nötig.


12


Die Fahrb. selbst ist idR. nicht geeignet in diesem Sinne, Seitenstreifen ist nicht Teil der Fahrb.


12a


Definition Fahrrad vgl. § 63a StVZO.


12b


Die mit der StVO-Novelle v. 20.4.2020 (BGBl I S. 814) vorgenommene Umstellung ändert die alte Regelung inhaltlich nicht (reiner Symbolcharakter zugunsten des Radverk.), es darf weiterhin stets nebeneinander gefahren werden, soweit der Verkehr (jeglicher Verkehr) nicht behindert wird. Angesichts heutiger Verk.Verh. dürfte sich im Straßenbild also nichts verändern – idR  ist vor allem im Stadtbereich infolge der Verkehrsdichte ein hintereinander Fahren geboten. Behinderung schon gegeben, soweit die Möglichkeit zur Erreichung der zulässigen Geschw. erschwert wird.


13


Die von einer Beschilderung unabhängige allgemeine Benutzungspflicht für rechte Radwege ist 1997 entfallen. Vorschr. gilt für bauliche (d. h. idR durch einen Bordstein von der Fahrb. bzw. von einem parallel verlauf. Gehweg) getrennte od. für von der Fahrb. mittels einer durchgeh. Linie (Z 295) abmarkierte Radfahrstreifen (Letztere sind allerdings nur dann benutzungspflichtige „Radwege“, wenn Z 237, 240 od. 241 angeordnet, sonst sind sie Seitenstreifen).


14


Benutzungspflicht kann sowohl – aus der Sicht des Fahrbahnbenutzers – für rechte als auch linke Radwege durch Z 237, 240 od. 241 angeordnet sein. Gleichzeitige Anordnung auf beiden Seiten in ein und dieselbe Fahrtrichtung sollte (da ansonsten die Anforderungen an die Klarheit und Bestimmtheit des Verwaltungsaktes nicht erfüllt sind, mit der Folge der Nichtigkeit der Allgemeinverfügung, § 44 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG) auf absoluten Ausnahmefall (z.B. Straße mit 2 Richtungsfahrbahnen und baulicher Trennung in der Mitte) beschränkt und allenfalls im Zuge von hochfrequentierten Velorouten vorgenommen werden. Zuvor ist ein strenger Prüfmaßstab anzulegen, ob der Radf. durch die Anordnung infolge der Örtlichkeit verunsichert werden könnte, wo er denn nun zu fahren hat. Auch ist eine ausreichende Radwegebreite (mind. 2 besser 2,50 m) Voraussetzung, damit ein gefahrloses Begegnen der Radf. erfolgen kann. Auch sind unnötige Querungen durch geeignete bau- bzw. verkehrstechnische Maßnahmen zu unterbinden. Diese Anordnung setzt zudem voraus, dass an Kreuz. und Einm. die Vorfahrt und ggf. die Lichtzeichenregelung auch für den linken Radweg zweifelsfrei aufeinander abgestimmt sind. Insgesamt darf es nur wenige Kreuzungen, Einmündungen und verkehsreiche Grundstückszufahrten geben (vgl. VwV – Ordnungsnr. 3 a § 2 Rn. 33 ff.). Sind sowohl der rechte als auch der linke Radweg benutzungspflichtig angeordnet, so hat der Radf. jedenfalls die Wahl, welche der beiden er dann auch benutzen will (so im Erg. auch BGH DAR 97, 69 = NZV 97, 70); diese Wahlmöglichkeit besteht auch, wenn nur der linke Radweg benutzungspflichtig angeordnet ist (vgl. Erl. 14c).


14a


Die Benutzungspflicht ergibt sich ausschließl. aus Z 237, 240 und 241. Mit der Anordn. der Benutzungspfl. sind stets immanent auch ein Fahrbahnbenutzungsverbot und damit ein belastender Eingriff in die Rechte des Radf. verbunden. Die Anordn. hat also unter Beachtung des § 45 Abs. 9 Satz 2 zu erfolgen (BVerwGE 138, 159, 162; BVerwG NJW 2012, 3048). Es muss also eine qualifizierte Gefährdungslage (für die Verkehrssicherheit und / oder den Verkehrsfluss = insb. Streckenführung, Ausbauzustand der Strecke, witterungsbedingte Einflüsse, Verkehrsbelastung, Unfallzahlen, zul. Geschwindigkeit) aufgrund besonderer örtl. Verhältn. vorliegen, die auch im Hinbl. auf den Ausbauzustand des Radweges nicht hinnehmbar ist, sodass eine Entmischung des Radverk. vom übrig. Fzgverk. auf der Fahrb. geboten ist. Hier wird auch die Funktion der Straße (z.B. innerörtliche Hauptverkehrsstraße, klassifiziertes Straßennetz zur Gewährleistung des überörtlichen Verkehrs) zu berücks. sein. Für den Bereich des Straßenbaus, der Straßenverkehrstechnik und der Verkehrsplanung gibt u. a. die Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen e. V. (FGSV) techn. Veröffentlichungen heraus. Im Zusammenhang mit dem Radverkehr sollten als Orientierungsrahmen für Planung, Bau und Betrieb der Radverkehrsinfrastruktur insb. die „RiLi für die Anlage von Stadtstraßen (RASt)“, die für den Entwurf von Landstraßen maßgebenden RiLi, die RiLi für integrierte Netzgestaltung (RIN), die „Empfehlungen für Radverkehrsanlagen“ (ERA) und die Hinweise zur Wegweisung des Radverkehrs beachtet werden, soweit sie nicht im Widerspruch zur StVO und VwV und für den Bereich der Bundesfernstraßen im Widerspruch zu den RiLi für die Behandlung von Ortsdurchfahrten im Zuge der Bundesstraßen sowie den Grundsätzen für Bau und Finanzierung von Radwegen im Zuge von Bundesstraßen in der Baulast des Bundes stehen. Sie stellen, soweit sie mit dem höherrangigen Recht übereinstimmen, geeignete Grundlage für sichere Führungsformen des Radverk. dar und gewährleisten adäquate Qualität des Radfahrens. Mit der Formulierung in Rn. 13 der VwV hat sich der Gesetzgeber dazu entscheiden, dass die ERA nur hinsichtlich der Gestaltung der Radverkehrsanlagen herangezogen werden kann. Insoweit erarbeiten Bund und Länder derzeit ergänzend Handlungsempfehlungen zur Anordnung der Benutzungspflicht. Zur Haftung eines den Gehweg benutzenden Radf. vgl. Hamm NZV 95, 152. Benutzt Radf. trotz vorh. benutzungspfl. Radwegs die Fahrb., so trifft ihn bei einem Unfall zumind. Mitverschulden (Hamm NZV 95, 26, LG Schwerin NZV 2004, 581). Ist die Benutzung eines benutzungspfl. Radwegs weg. seiner Beschaffenheit od. seines Zustandes (z.B. tiefer Schnee, Eis – Sachsen-Anhalt DAR 2012,146) für den Radf. obj. nicht möglich od. nicht zumutbar, so besteht für die entspr. Radwegstrecke keine Benutzungspflicht (im Hinbl. darauf, dass die StrVerkBeh die Ben.Pflicht nach Überprüfung förmlich durch ein VZ angeordnet hat, dürfte es aber obj. nur seltene Fälle dieser Art geben); keinesfalls genügt es, dass der Radf. die Benutzung subj. als unzumutbar empfindet, z.B. weil er nicht mit der gewünschten Geschw. fahren kann (vgl. im Übrigen Düsseldorf NZV 92, 291 = VRS 83, 285 = VM 92, 39; Köln NZV 94, 278) oder ein Überholen anderer Radf. nicht möglich ist. Nach der VwV ist die Benutzung immer zumutbar, wenn er unter Berücksichtigung der gewünschten Verkehrsbedürfnisse ausreichend breit, befestigt und einschließlich eines Sicherheitsraumes frei von Hindernissen ist und die Verkehrsfläche nach den Regeln der Baukunst und Technik in einem den Erfordernissen des Radverk. genügenden Zustand gebaut und unterhalten wird. Vgl. ferner Bouska DAR 97, 337 und VGH Baden-Württemberg NZV 2003, 301 zur Benutzungspflicht trotz versetzter Sperren mit Erl. von Bitter, der es allerdings fälschlich unterlässt, auf die alte Rn. 17 der VwV zu § 2 Abs. 4 StVO hinzuweisen; denn eine Sperre dürfte ein Hindernis iSd Vorschrift darstellen, welches die Anordnung der Benutzungspflicht grds. in Frage stellen dürfte. Auch sog. Liegefahrräder, große Dreiräder (Rikschas), Fahrräder mit Anhänger und Rennräder sind Fahrräder iSd StVO (BVerwG VRS 2001, 310 = NZV 2001, 493). Gleiches gilt für Elektrofahrräder (zur Definition und Unterscheidung zu sog. Pedelecs vgl. Erl. zu LeichtmofaAusnahmeverordnung, Ordnungsnr. 3 d). Zu Kinderfahrrädern vgl. § 24. Auch Segways sind durch § 7 MobHV grds. auf für den Radverkehr bestimmte Verkehrsflächen verwiesen. Durch Änderung des § 1 StVG sind gewisse Pedelecs Fahrrädern gleichgestellt.


14b


Andere, nichtbenutzungspflichtig angeordnete Radwege dürfen nur benutzt werden, wenn sie rechts entlang der Fahrb. verlaufen; die Benutzung nichtbenutzungspflichtiger linker Radweg bleibt, wie bisher, grds. verboten, es sei denn, dass das allein stehende ZusatzZ „Radverkehr frei“ angezeigt ist. Verzichtet ein Radf. darauf, einen anderen rechten Radweg zu benutzen und fährt er stattdessen auf der Fahrb., so kann ihm dies auch unter dem Gesichtspunkt des § 1 Abs. 2 nicht vorgeworfen werden, auch nicht, wenn dadurch der Verk. auf der Fahrb. eine gew. Behinderung erfährt. Auch ein Mitverschulden des Radf. bei einer Kollision mit einem Kfz im Längsverkehr kann in solchen Fällen – angesichts der Entscheidung des VO-Gebers – nicht mit der Begr. geltend gemacht werden, der Unfall wäre bei Benutzung des Radwegs vermeidbar gewesen. Dagegen Mitverschulden des einen Radweg in falscher Richtung benutzenden Radf. auch dann, wenn er Vorfahrt hatte (Hamm NZV 99, 86). Dies kann bis zu einer vollen Haftung des Radf., der auf einem linken Gehweg herankommt, bei Koll. mit Pkw (AG Bad Homburg NZV 2000, 130) führen.
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Ist die Benutzungspflicht nur für den linken Radweg angeordnet, der rechte aber nicht, so muss der linke Radweg gleichwohl nicht benutzt werden, solange der Radf. – freiwillig – den anderen rechten Radweg benutzt. Satz 4 durch Neuerlass der StVO eingef., der laut Begr. insb. vorteilh. ist, wenn z.B. im Zuge von Ortsdurchfahrten ein einseitiger Zweirichtungsradweg in den Ort hineinführt und nach der Ortsdurchfahrt auf einem Zweirichtungsradweg weiter geführt wird oder wenn eine bedeutende Radverkehrsverbindung nur auf einem Teilabschn. geführt werden kann. Die Anwendung dürfte sich aus Gründen der Verk.Si. auf diesen Fall beschränken.


14d


Mit Wirkung v. 1.9.97 ist die bisherige Pflicht zur Benutzung von Seitenstreifen innerorts wie außerorts entfallen. Ein Radf. hat jed. – innerorts wie außerorts – das Recht, einen rechten Seitenstreifen zu benutzen, wenn kein – rechter od. linker – benutzungspflichtiger Radweg oder rechter anderer Radweg vorhanden ist und Fußg. nicht „behindert“ werden. Behinderung jed. z.B. nicht, wenn ein Fußg. – etwa auf ein Klingelzeichen des Radf. hin – beiseite treten muss, um den mit angemessener Geschw. fahrenden Radf. passieren zu lassen. Seitenstreifen ist abzugrenzen von durch Z 340 auf der Fahrb. aufgebrachten Schutzstreifen, der einen Rückzugsraum für Fahrräder darstellt und nur bei Bedarf (z.B. Ausweichen bei Gegenverkehr und schmaler Fahrb.) durch andere Fzgf. überfahren werden darf. Anordnung von Schutzstreifen ist von den strengen Anordnungsvoraussetzungen des § 45 Abs. 9 ausgenommen. Wegen seines künftig zu erwartenden vermehrten Einsatzes wurde von dem zunächst angestrebten absoluten Haltverbot auf Schutzstreifen Abstand genommen, jetzt gilt „nur“ ein generelles Parkverbot. Trotz der Begründung „zur Förderung des Radverkehrs“ bleibt es bei der Anordnung eines Schutzstreifens immer beim ordnungsrechtlichen Anordnungsgrund (§ 45 StVO), denn der alleinige Fördergedanke ist nicht von der Ermächtigungsgrundlage § 6 StVG gedeckt.
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Definition des Mofas: § 4 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 FeV (FmH bis 25 km/h), auch sog. Leichtmofas (vgl. Ordnungsnr. 3 d). Andere FmH (z.B. Mopeds, vgl. Erl. 1 zu Z 237) dürfen Radwege auch dann nicht benutzen, wenn sie durch Treten fortbewegt werden. Sollen ausnahmsweise Mofas mit Motorkraft zugelassen werden, so kann das durch Z 237 mit Zusatzschild geschehen; vgl. die diesbzgl. Erl. zu Anl. 2.
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Eingefügt durch VO v. 14.12.2016 (BGBl I S. 2848). Vgl. dazu Erl. 12a zu § 39.
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Seit 2007 (BGBl I S. 2774, Begr. VkBl 2008, 4) gibt es die generelle Zulassung von Mofas auf Radwege außerhalb geschlossener Ortschaften. Die geringe Anzahl der Mofas lässt keine Behinderung der Radf. befürchten und dem Verkehrsfluss auf der Straße ist dies dienlich.
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Neugefasst in 1997. Die Vorschr. versucht eine angemessene Abwägung der Int. der radf. Kinder einerseits und der Fußg., insbes. der älteren Fußg., andererseits. Weiterhin gilt für radf. Kinder bis zum vollend. 8. Lebensjahr die Verpflichtung, Gehwege zu benutzen und zwar auch dann, wenn Radwege vorhanden sind. Benutzungspflicht besteht auch für einen nur links verlauf. Gehweg. Bei Gehwegen auf beiden Seiten besteht Wahlmöglichkeit. Fehlt ein Gehweg oder eignet er sich nicht für die Benutzung durch radf. Kinder (z.B. schmale Gehw. in der Altstadt), so dürfen auch Kinder bis zu 8 Jahren die Fahrb. benutzen, allerdings nur, soweit sie indiv. den Anford. des Fahrb.Verk. gewachsen sind (§ 2 Abs. 1 FeV). Das ist zumind. bei Kindern bis zu 6 Jahren, die ohne Aufsicht Erwachsener fahren, idR nicht der Fall. Fahren Kinder bis zu 8 Jahren unter strikter Aufsicht durch Erwachsene gleichsam im „Verband“ auf der Fahrb., so kann das nach dem Opp.Prinzip hingenommen werden, wenn es nach den Umständen ungefährlich erscheint (ruhige Wohnstraße). Ansonsten müssen Kinder ggf. absteigen. Aufsichtspflichtige sollten solche Stellen meiden! Radfahren auf der Fahrb. zu Spielzwecken ist nach § 31 verboten.
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Die Gehweg-Benutzungspflicht für Kinder bis zum vollend. 8. Lebensjahr wird seit 1997 ergänzt durch ein Gehweg-Benutzungsrecht für ältere Kinder bis zum vollend. 10. Lebensjahr (gilt also bis zum „10. Geburtstag“ des Kindes). Wahlweise kann der rechte od. der linke Gehweg benutzt werden. Mittelbar kann sich für Kinder zw. 8 und 10 Jahren eine Verpflichtung zum Benutzen des Gehwegs ergeben, wenn – z.B. auf stark befahrenen städt. Straßen – das Kind im Einzelfall den Anforderungen des Fahrb.Verk noch nicht gewachsen ist (§ 2 Abs. 1 FeV).


18a


Zur Fundstelle vgl. Erl. 16. Ergänzung erfolgte infolge eines Maßgabebeschlusses des BR. Angesichts der geistigen und körperlichen Entwicklung von Kindern in diesem Alter stößt die Ergänzung auf Verkehrssicherheitsbedenken. Auf Radfahrer kommen infolge der Änderung erheblich mehr Sorgfaltspflichten auf Radwegen zu. Sie müssen dort nun jederzeit mit unvorhersehbarem und nicht rechtskonformem Verhalten dieser jungen Kinder rechnen. Die schulische Radfahrausbildung beginnt erst am Ende der Grundschulzeit. Siehe auch Erl 21.


18b


Zur Fundstelle vgl. Erl. 16. Das festgesetzte Alter wurde im Gleichklang zu § 21 Abs. 3 festgelegt. Die Zulassung der radf. Aufsichtsperson auf dem Gehweg erfolgt vor dem Hintergrund, dass dann eine Einwirkung auf die Kinder, die entwicklungsbedingt noch nicht in der Lage sind, sicher am Straßenverkehr teilzunehmen, erleichtert wird. Die räumliche Trennung wird aufgehoben, so ist ein sofortiges Einwirken auf das radfahrende junge Kind auf dem Gehweg für die Begleitperson zum Wohle auch der dort befindlichen Fußgänger erleichtert. 
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Schon nach § 1 Abs. 2 muss ein auf dem Gehw. radf. Kind absteigen, wenn es sonst einen Fußg. gefährden od. schädigen würde. Die bes. Rücksichtspflicht in § 2 Abs. 5 Satz 2 bedeutet, dass idR auch dann abzusteigen ist, wenn Fußg. unvermeidbar – und damit nach § 1 Abs. 2 nicht verboten – behindert od. belästigt würden. Jedenfalls Schrittgeschw., wenn Radf. auf Gehweg einem Fußg. begegnet, ihn überholt od. an ihm vorbeifährt. Allerdings müssen auch Fußg. ggü. radf. Kindern auf Gehw. § 1 Abs. 2 beachten.
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Endet der Gehweg, so muss – außer an Kreuzungen od. Einmündungen – beim Einfahren auf die Fahrb. § 10 beachtet werden. Meist wird dazu Absteigen erforderlich sein. Zum Überqueren der Fahrb. vgl. Erl. 21.


20a


Die Rücksichtnahmeregelungen wurden den Anforderungen des Z 239, 240 nachgebildet. Dabei wurde einerseits berücksichtigt, dass diese besonders jungen Kinder zum normalen Erscheinungsbild eines Gehwegs gehören, nunmehr auch die begleitende Aufsichtspers., andererseits die Kinder aber in diesem Alter nicht per se in der Lage sind, richtig einzuschätzen, was Schrittgeschwindigkeit (7 – 11 km/h lt. Rspr.) bedeutet. Deshalb wird ihnen zumindest vorgegeben, soweit ein Aufeinandertreffen mit Fußg. stattfindet, dass der Fußverkehr die maßgebende Geschwindigkeit vorgibt, egal wie schnell dieser sich fortbewegt. Damit können sich die Kinder an den Fußgängern besser orientieren.
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Gilt an Kreuzungen, Einmündungen und auch dann, wenn das Kind im Verlauf einer Straße auf die andere Fahrb.seite vom Gehweg aus überwechseln will. Es muss also die Fahrb. als Fußg. (der ein Fzg mitführt) überqueren. Steigt ein Kind an einer Kreuzung od. Einm. verbotswidrig nicht ab, sondern fährt vom Gehweg auf die Fahrb. hinab und überquert diese „fahrend“, so nimmt es allerdings an der für die Fahrb. geltenden Vorfahrtsituation (§ 8) in gleicher Weise teil, wie wenn es auf einem Radweg herangefahren wäre. Benutzer der Fahrb. müssen beim Abbiegen auch auf Radf. achten, die auf dem Gehweg fahren (§ 9 Abs. 3 Satz 1). Gegenüber Kindern ist vorrangig § 3 Abs. 2a zu beachten. Der Bundesrat hat zwar mit VO vom 14.12.2016 (BGBl I. 2848) den bis zu achtjährigen Kindern auch das Befahren eines baulich angelegten Radweges erlaubt, er hatte es aber zunächst unterlassen, gleichfalls für den Radweg eine Ausnahme beim Überqueren der Fahrb. ausdrückl. zu verankern. Damit bestand zunächst eine Unsicherheit, ob diese Kinder auch dort die Fahrb. eigentlich als Fußg. überqueren müssten. Dies wäre aus Gründen der Verk.Si eigentlich auch geboten. Denn die Kinder sind insbes. noch nicht in der Lage, Geschwindigkeiten herannahender Fahrzeuge richtig einzuschätzen. Auf der anderen Seite bedeutet dies aber für den übrigen Verkehr, dass im Kreuzungsbereich unterschiedliche Verhaltensweisen der Radfahrer je nach Alter dort zu verzeichnen wären (vgl. § 9 Abs. 3 S. 1), was allein bereits aus Platzgründen dort ebenfalls misslich wäre. Die Systematik deutet zudem darauf hin, dass das Absteigegebot nur für die Gehwegbenutzung gelten soll. Es war daher zur Klarstellung geboten, eine ausdrückl. Beschränkung des Absteigegebots auf die Gehwegnutzung vorzunehmen, was mit der StVO-Novelle v. 20.4.2020 (BGBl I S. 814) erfolgt ist.
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Die Vorschr. des Abs. 5 über radf. Kinder lässt § 24 Abs. 1 unberührt, sodass Kinder mit „Spielzeug-Fahrrädern“ (also mit Fahrr., die üblicherweise zum spielerischen Umherfahren auf Gehwegen im vorschulpflichtigen Alter benutzt werden; „Kinder-Fahrrädern“) schon deshalb den Gehweg benutzen dürfen und müssen, weil solche Gefährte keine Fzg sind und deshalb die Fahrb. nicht benutzen müssen (§ 2 Abs. 1) und im Hinblick auf § 31 StVO, § 2 Abs. 1 FeV auch nicht benutzen dürfen.








§ 3 Geschwindigkeit1
(1) Wer sein Fahrzeug führt, darf nur so schnell fahren, dass das Fahrzeug ständig beherrscht wird1a. Die Geschwindigkeit ist insbesondere den Straßen1b, Verkehrs-, Sicht- und Wetterverhältnissen2 sowie den persönlichen Fähigkeiten und den Eigenschaften von Fahrzeug und Ladung anzupassen. Beträgt die Sichtweite2a 2b durch Nebel, Schneefall oder Regen weniger als 50 m, so darf nicht schneller als 50 km/h gefahren werden, wenn nicht eine geringere Geschwindigkeit geboten ist2c. Es darf nur so schnell gefahren werden, dass innerhalb der übersehbaren Strecke gehalten werden kann3 4 5. Auf Fahrbahnen, die so schmal sind, dass dort entgegenkommende Fahrzeuge gefährdet werden könnten, muss jedoch so langsam gefahren werden, dass mindestens innerhalb der Hälfte der übersehbaren Strecke halten kann.
(2) Ohne triftigen Grund dürfen Kraftfahrzeuge nicht so langsam fahren, dass sie den Verkehrsfluss behindern6.
(2a) Wer sein Fahrzeug führt, muss sich gegenüber Kindern, hilfsbedürftigen und älteren Menschen, insbesondere durch Verminderung der Fahrgeschwindigkeit und durch Bremsbereitschaft, so verhalten, dass eine Gefährdung dieser Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist7 8.
(3) Die zulässige Höchstgeschwindigkeit8a beträgt auch unter günstigsten Umständen
	1.
	
innerhalb geschlossener Ortschaften für alle Kraftfahrzeuge 50 km/h,

	2.
	
außerhalb geschlossener Ortschaften
	a)
	
für
	aa)
	
Kraftfahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse über 3,5 t bis 7,5 t, ausgenommen Personenkraftwagen,

	bb)
	
Personenkraftwagen mit Anhänger,

	cc)
	
Lastkraftwagen8b und Wohnmobile8c jeweils bis zu einer zulässigen Gesamtmasse von 3,5 t mit Anhänger sowie

	dd)
	
für Kraftomnibusse8d, auch mit Gepäckanhänger,


80 km/h,

	b)
	
für
	aa)
	
Kraftfahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse über 7,5 t,

	bb)
	
alle Kraftfahrzeuge mit Anhänger, ausgenommen Personenkraftwagen, Lastkraftwagen und Wohnmobile jeweils bis zu einer zulässigen Gesamtmasse von 3,5 t, sowie

	cc)
	
Kraftomnibusse mit Fahrgästen, für die keine Sitzplätze mehr zur Verfügung stehen9,


60 km/h,

	c)
	
für Personenkraftwagen sowie für andere Kraftfahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse bis 3,5 t
100 km/h.




Diese Geschwindigkeitsbeschränkung gilt nicht auf Autobahnen (Zeichen 330.1) sowie auf anderen Straßen mit Fahrbahnen für eine Richtung, die durch Mittelstreifen oder sonstige bauliche Einrichtungen getrennt sind. Sie gilt ferner nicht auf Straßen, die mindestens zwei durch Fahrstreifenbegrenzung (Zeichen 295) oder durch Leitlinien (Zeichen 340) markierte Fahrstreifen für jede Richtung haben10.
(4) Die zulässige Höchstgeschwindigkeit beträgt für Kraftfahrzeuge mit Schneeketten auch unter günstigsten Umständen 50 km/h11.





Erläuterungen
1


Vorschr. über die zul. Höchstgeschw. sind sowohl im Hinbl. auf die Verkehrssicherheit als auch den Umweltschutz nicht unzulänglich und damit verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden (BVerfG DAR 96, 92 = NZV 96, 155; DAR 97, 66 = NZV 96, 155 – zur ehemaligen Ozonproblematik; vgl. auch Limbach NZV 2001, 97). Wegen der Vielzahl der unterschiedlichen Geschwindigkeitsregelungen in der StVO sollte der VO-Geber allerdings aus Gründen der bürgerfreundlichen und verständlichen Sprache eine einfache und straffe Regelung verankern (ggf. in Form einer Tabelle).
Warnung unbefugter Dritter vor Geschw.kontrollen ist Gefährdung der öff. Sicherheit (OVG Münster DAR 97, 290). BMVBS kritisiert Blitzerwarnungen im Radio, sieht aber vor dem Hintergrund der allg. Presse- und Rundfunkfreiheit von einem Eingr. in Radiodurchsagen (Blitzerwarnungen) ab. Auch stellen die gemeldeten Verkehrsüberwachungen nur einen Teilbereich aller mob. Einsätze der Überwachungsbehörden dar. Auch sog. Blitzer-Apps in Smartphones (vgl. auch § 23) werden abgelehnt. Sie sorgen zwar im Nahbereich für Einhalt. der Geschwindigkeitsvorgabe, sodass Unfallschwerpunkten entgegengewirkt wird, schmälern aber insg. die Verkehrsmoral. Zudem sorgen sie für eine Zweiklassengesellschaft der VZ, solchen, die zwingend wegen der Verkehrsüberwachung zu beachten sind, und solchen, bei denen keine Überwachung stattfindet, deren Wirkungsgrad dadurch geschmälert wird. Problematisch vor allem auch, weil Geschw.beschr. nicht nur an Unfallschwerpunkten angeordnet werden, sondern auch z. B. aus Gründen des Umweltschutzes – auch diese sind gleichsam zu beachten.
Zum Standort von mobilen Geschwindigkeitsmessungen gibt es vielfach VwV der Landesinnenministerien (vgl. Sobisch mit einer Zusammenst. der RiLi der Bundesländer zur Geschw.überw. in DAR 2010, 48). Die RiLi beschreiben den Abstand der Messstellen zu einem VZ (Ausfluss des Opportunitätsprinz.), das den Beginn eines Tempolimits anzeigt (z. B. Ortseingangstafel). Da vor den Z kein Limit gilt, bezieht sich der Abstand auf den Bereich nach dem jeweiligen Z. Die RiLi beziehen sich aber nicht auf Z, welche die Geschw.beschr. wieder aufheben (z. B. Ortsausgangstafel). Außenwirkung solcher RiLi ist umstr. (Art. 3 GG).
In der Anfertigung und Auswertung von anlassbezogenen Geschwindigkeitsmessungen und des dabei angefertigten Bildmaterials liegt keine Verletzung des Rechts auf informelle Selbstbestimmung (BVerfG 2 BvR 759/10, juris). Die bildliche Erfassung bußgeldrelevanter Ordnungswidrigkeiten findet ihre Grundl. in §§ 46, 53 OWiG, 100h Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 StPO. Standardisiertes Geschwindigkeitsmessverfahren = durch Normen vereinheitlichtes technisches Verfahren, bei dem die Bedingungen seiner Anwendb. und sein Ablauf so festgelegt sind, dass unter gleichen Vorauss. gleiche Ergebn. zu erwarten sind (BGHSt 43, 277). Hierzu zählen insbes. Lasermessverfahren, deren Bauart von der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt zur Innerstaatlichen Eichung zugelassen ist (Messtolenranzen vgl. Anlage zur Eichordnung). Dabei müssen nicht nur die Zulassungsbed. der Bundesanstalt, sondern auch die Bedienungsanl. des Geräterherst. beachtet werden (Hamm NZV 1997, 187). Liegt kein standardisiertes Messverfahren vor, dürfen sich die Feststellung und Darstellung des Tatvorwurfes nicht auf die bloße Mitteilung des Messverfahrens und die nach Abzug von Tolenranzen ermittelten Ergebnisse beschränken. Es bedarf weiterer Darlegungen (Art des Messverfahrens, Ablauf der Messung, ermittelte Einzelmesswerte, Ablauf und Auswertung der Messung, Messergebnis, Erörterung und Feststellung der Toleranzen). Liegt keine Eichung des Gerätes vor, folgt daraus kein Beweisverwertungsverbot im OWi-Verfahren (Celle NZW 1996, 419, KG NZV 1995, 456). Bedenken gegen die Genauigkeit können gegen einen Sicherheitsabschlag ausgeglichen werden, der genau zu beschreiben ist (Thüringer OLG VRS 115, 431).
Nach BVerfG (2 BvR 941/08, juris) ist die verdachtslose Verkehrsüberwachung mittels Videoaufzeichnungen (hier: von einer AB-Brücke werden alle durchfahrenden Fzg mit Festhaltung Kennz. und Fahrzeugführerbild gefilmt) Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 Abs. 1 iVm Art. 1 Abs. 1 GG), der nur gerechtfertigt ist, wenn für diese Art der Verkehrsüberwachung eine gesetzl. Grundlage vorhanden ist. Ländererlass als innerdienstliche Weisung reicht nicht aus.
Verkehrsüberwachung mittels Abschnittskontrolle (Section Control) wird seitens einiger Länder und Interessenvertretungen gefordert und laut Nds OVG auf der B 6 auch rechtm. ausgeübt (Urt. v. 13.11.2019 – 12 LC 79/19 unter Verweis auf § 32 Abs 7 NPOG – als Pilotbetrieb). Section Control ist eine abschnittsbez. Geschw.überw., bei der die Durchschnittsgeschw. jedes Kfz auf einer best. Wegstrecke gemessen wird. Dies erfolgt zunächst unabh. davon, ob der Fzgf. sich an ein angeordnetes Tempolimit hält. Auf der Basis einer Erfassung der passierenden Fzg (Kennz., Fzg-Umrisse etc.) erstellen Videokameras einen Vergleich der Aufnahmen zu Beginn und am Ende des Abschn., durch den die Durchschnittsgeschw. errechnet wird (Weg-Zeit-Berechnung). Bei Übertretung der erlaubten Geschw. werden die Daten gespeichert und es erfolgt im Anschluss eine Bildaufnahme des Fzg sowie des Fahrers durch eine weitere Kamera (sog. „Blitzerfoto“ – Rechtsgrundlage: § 100h StPO). Alle anderen Aufnahmen werden gelöscht. Urt., dass der Rückgriff zu den beiden ersten Kameras auf landesrechtl. Gefahrenabwehrvorschr. verwehrt sein dürfte,, da der Bund für den Bereich des Straßenverk. als besonderes Gefahrenabwehrrecht von seiner Gesetzgebungskompetenz bereits Gebrauch gemacht hat. Die Gesetzgebungszust. der Länder beschränkt sich nach Art. 30, 70 GG nur auf das allg. Gefahrenabwehr. Hierum handelt es sich bei der Abwehr spez. Gefahren im Straßenverk. jedoch nicht. Kamera 1 und 2 betreffen Sonderordnungsrecht, für das der Bund (Art. 74 Abs. 1 Nr. 22 GG) gesetzgebungsbefugt ist. Länder sind im Rahmen ihrer konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz (Art. 72 Abs. 1 GG) lediglich befugt entspr. Gesetze zu erlassen, solange und soweit der Bund von seiner Kompetenz noch nicht Gebrauch gemacht hat. Dass konkr. Rechtsgrundlage im Bundesrecht fehlt, bedeutet nicht, dass Landesrecht zul. wäre. Bund hat von seiner Gesetzgebungskompetenz durch das Straßenverkehrsrecht vollumfänglich Gebrauch gemacht. Das BVerwG (Beschl. vom 31.07.2020 – 3 B 4.20) hat unter Datenschutzgesichtspunkten allerdings keine Bedenken gegen das Urteil des OVG. Das BVerfG hat die Verfassungsbeschwerde gegen die Geschwindigkeitsmessung gar nicht erst zur Entscheidung angenommen (1 BvR 2356/20 vom 11.01.2021). Die abschließende Prüfung der Gesetzgebungskompetenz blieb damit bislang aus.
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Die Geschw. ist so zu wählen, dass der Fzgf. unter Berücksichtigung
	a)
	
subj. Momente (Fahrfertigkeit, Erfahrung, Fahrtüchtigkeit im konkr. Zeitpunkt) und

	b)
	
obj. Momente (Art und Zustand der Fahrb., Streckenverlauf, Witterung, Sichtverhältnisse, aber auch FzgArt, insbes. Straßenlage und Bremsvermögen)


das Fzg stets „in der Hand hat“. Er muss in der Lage sein, allen auftretenden Verkehrslagen, die nicht völlig außerhalb der Wahrscheinlichkeit liegen, gerecht zu werden (z.B. Minderung der Fahrstabilität auf Grund der Fliehkraft, durch mang. Bodenhaftung, Seitenwind; Hindernisse aller Art). Beifahrer ist nicht verpflichtet, auf den Fahrer einzuwirken, um ihn zu veranlassen, seine unangemessene hohe Geschw. zu mäßigen (Hamm NZV 2000, 167). Auch Radf. dürfen nicht unangemessen schnell fahren (45–50 km/h auf verengter innerörtl. Straße = zu schnell: Karlsruhe NZV 91, 25). Zur Annahme einer nicht angepassten Geschw. vgl. Düsseldorf VRS 96, 72.
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Wer die Autobahn-Richtgeschw. (130 km/h) überschreitet, begeht zwar keine Ordnungswidrigkeit, kann aber bei einem Unfall sich grds. nicht auf ein „unabwendbares Ereignis“ iSd § 7 Abs. 2 (alt) StVG berufen, sodass er einen Teil des (fremden und eigenen) Schadens selbst dann zu tragen hat, wenn ihn kein Verschulden trifft (BGH NZV 92, 229 = VRS 83, 171; vgl. dazu in der Tendenz auch Hamm DAR 91, 455, NZV 92, 33; NZV 94, 193; Köln NZV 92, 34; Hamm NZV 2000, 42; NZV 2000, 373 = DAR 2000, 218). Dieser Entscheidung ist zuzustimmen, weil sie das höhere Risiko des Schnellfahrens berücksichtigt und zugleich dem Institut der Richtgeschw. größeres Gewicht verleiht.  Zur Diskussion um die Einf. eines allg. Tempolimits auf Autobahnen vgl. Ordnungsnr. 3 g. § 7 StVG wurde 2003 geändert (neugef. durch Bekanntm. v. 5.3.2003, BGBl I, 310; BGBl I 2002, 2674 = 2. G. zur Änderung schadensersatzrechtl. Vorschriften v. 19.7.2002). Die Ersatzpflicht ist nunmehr nur noch ausgeschlossen, wenn der Unfall durch „höhere Gewalt“ verursacht wurde; das „unabwendbare Ereignis“ bleibt aber bedeutend für § 17 Abs. 3 StVG (Schadensausgleich zw. Haltern mehrerer beteiligter Fzge). § 17 Abs. 3 StVG erfordert Idealfahrer und, dass er in seiner Fahrweise auch allg. Erfahrungen berücksichtigt, die geeignet sind, Gefahrensituationen nach Möglichk. zu vermeiden. Ein „Idealfahrer“ fährt keinesfalls schneller als 130 km/h, ihm ist bewusst, dass eine Gefahr, in einen Unfall verwickelt zu werden, durch höhere Geschwindigkeiten deutlich steigt (Nürnberg DAR 2010, 707). Bei deutlicher Überschreitung der Richtgeschw. auf AB tritt die Haftung aus Betriebsgefahr auch bei erheblichem Verschulden des Unfallgegners regelm. nicht zurück. Änderung wurde zu Gunsten der verkehrsschwächeren (Kinder, Ältere etc.) getroffen. Gefährdungshaftung wird ausgedehnt. Nur noch die Risiken spielen keine Rolle, die mit Straßenverk. nicht zusammenhängen (betriebsfremde Ereignisse wie Blitzeinschlag, Lawine; nicht aber Hochschleudern von Stein durch vorausfahrendes Fzg). Zur Def. der „höheren Gewalt“ vgl. Celle Verkehrsrecht aktuell 2005, 154, LG Karlsruhe Schaden-Praxis 2004, 256. Dagegen kann die Rspr. nicht durch Interpretation des § 3 Abs. 1 StVO eine Art „absolute“ allg. Geschwindigkeitsgrenze, z.B. durch einen „Zuschlag“ zur Richtgeschw. „130“, festlegen, bei deren Überschreitung stets ein Verstoß gegen die Vorschrift anzunehmen ist. Dafür sind die obj. und subj. Umstände zu vielgestaltig. Die Festlegung allg. Geschw.grenzen ist vielmehr dem Gesetzgeber vorbehalten, der hierfür ein weites, im Wesentl. nur durch das Verbot des Übermaßes begrenztes Ermessen hat. Gesetzgeber hat sich bisl. gegen Tempolimit auf AB entschieden, aus der Nichtbeachtung einer empfehlenden VO ist zwar allein kein Schuldvorwurf abzuleiten. Auf die Unabwendbarkeit des Unfalls kann der Kraftf. sich aber nur dann berufen, wenn er nachweist, dass der Unfall auch bei 130 km/h mit vergleichbaren Folgen passiert wäre (BGH NJW 1992, 1684, Stuttgart MDR 2010, 518, Hamm NZV 2000, 42).


2


Bes. Vorsicht bei vereister Straße (BGH VM 64, 78). Nach ständ. Rspr. beginnt die Streupflicht von Gemeinden an Sonn- und Feiertagen nicht vor 9.00 Uhr; an Werktagen nicht vor 6.30 Uhr (vgl. Köln VersR 1997, 507; Hamm VersR 1988, 693; Oldenburg DAR 2002, 128). Allerdings kein Erfahrungssatz, dass hier 45 km/h stets zu hoch sind (Hamm VM 65, 54; VRS 44, 429). Bei starkem Regen (Gefahr des Aquaplaning) sind auch bei gutem Reifenprofil mehr als 90 km/h nicht vertretbar. Steht nach Wolkenbruch Wasser auf der Fahrb., dann können schon 80 km/h erheblich zu schnell sein (BGH DAR 75, 95). Nach Hamm (VRS 2001, 25 = DAR 2001, 456) muss ein Motorradfahrer, wenn seine Sicht durch Regentropfen auf seinem Visier stark eingeschränkt ist, Geschwind. so vermindern, dass er Sichtbehind. Rechn. trägt. Ggf. besteht auch Möglichk., Visier hochzuklappen. In Parkhäusern im Allg. nicht mehr als 10 km/h zulässig (KG DAR 83, 80).


2a


Vorschr. soll dazu beitragen, das Fahren mit weit überhöhter Geschw. vor allem bei Nebel, das häufig zu schwersten Massenunfällen führt, einzudämmen. Dem Fzgf. wird für einen best. Fall (50 m Sichtweite, z. B. Abstand der Leitpfosten auf Autobahnen) verdeutlicht, wie schnell er höchstens fahren darf; bei anderen – geringeren oder höheren – Sichtweiten bleibt es bei dem allg. Grds. des „Fahrens auf Sicht“, wobei die konkret zul. Geschw. vom techn. Bremsvermögen des Fzg, vom Fahrbahnzustand, von der Art und vom Zustand der Bereifung sowie von der Reaktionszeit des Fahrers abhängt (bei Sichtw. unter 50 m aber nie über 50 km/h!). Das Gebot des Fahrens auf Sicht ist insbes. bei Nebel strikt zu beachten und zwar gerade auch auf AB, auf denen die gerade Streckenführung und die vorhandenen Markierungen viele Kraftf. zu rechtsw. hoher Geschw. verleiten. Wer z. B. bei einer Sichtweite von 20-30 m mit 80 km/h fährt, verstößt nicht nur gegen § 3 Abs. 1, sondern das Verhalten hat ggf. auch versicherungsrechtliche Konsequenzen bis hin zum Haftungsausschluss bei der Kaskoversicherung.
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Sichtweite bedeutet, dass der Fzgf. einen unbeleuchteten Gegenstand, z. B. Leitpfosten, erkennen kann, ggf. mit Hilfe der Scheinwerfer. Es genügt nicht, dass die allg. Schlussleuchten oder die Nebelschlussleuchten des vorausf. Fzg erkennbar sind. Ggü. § 18 Abs. 6 ist die Vorschrift lex specialis; dies ist berechtigt, weil bei dichtem Nebel das Vor- und Umfeld des vorausfahr. Fzg als Orientierungsraum ausfällt.
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Z.B. bei einer Sichtweite, die deutlich unter 50 m liegt (40 m oder geringer) oder bei ungünstigen Fahrbahnverhältnissen, z.B. Glatteis, Schneeglätte.
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Fahren auf Sicht (vgl. Möhl DAR 67, 173) gilt als „goldene Regel des Verkehrs“ stets und überall, auch auf AB (BGH DAR 61, 260 = VRS 21, 148 = VM 61, 63 = VkBl 61, 676) und Bundesstraßen (BGH VRS 21, 241). § 18 Abs. 6 schränkt den Grds. nicht ein, sondern passt ihn den bes. Verh. des Autobahnverkehrs an; auf Hindernisse, die erst außergewöhnl. spät erkennbar werden, braucht der Kraftf. seine Geschw. aber nicht einzurichten (BGH VRS 67, 195; Hamm NZV 88, 64; Stuttgart VRS 80, 412 = DAR 91, 180). Im Übrigen muss aber auch in der Dunkelheit mit liegen geblieb. Fzg (auch unbeleuchtet, selbst mit Tarnanstrich, z. B. Panzer) gerechnet werden (BGH VRS 73, 427 = DAR 87, 325). Vgl. auch Bohnert DAR 86, 11. Anhalteweg = Reaktionsweg (einschl. Bremsenansprechzeit) + Bremsweg. Faustformel für Reaktionsweg bei Reaktionszeit von 1 Sek.: 3/10 m je km/h Geschw., bei 50 km/h also 15 m; für Bremsweg (gute Bremsen, trockene, griffige Fahrb.): Quadrat der durch 10 geteilten km/h, bei 50 km/h also 25 m. Anhalteweg bei 50 km/h daher 15 + 25 = 40 m. Verbesserung dieser Werte durch kürzere ReaktZeit (bis 0,6 Sek.) und stärkere Verzögerung (bis 8 m/sec2), Verschlechterung insbes. durch Fahrbahnglätte, abgefahrene Reifen bei Nässe oder schlechte Bremsen. Straßenbahnen auf bes. Bahnkörper müssen jedenfalls an Kreuzung mit öff. Straße „auf Sicht“ fahren (BGH DAR 75, 75). Sichtfahrgebot ausnahmsweise nicht verletzt, wenn Fzg auf ungewöhnl. schwer erkennbares Hindernis trifft, für dessen Auftreten keinerlei Anhaltspunkte gegeben waren (Hamm DAR 73, 302, 305; NZV 88, 64). Zu den Grenzen des Sichtfahrgebots vgl. auch BGH DAR 74, 243 und VRS 64, 168.
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Sichtweite bei Abblendlicht 50 m und mehr, bei asymmetr. Abblendlicht rechts bis 75 m und darüber (BGH VM 64, 77; Köln VM 64, 37; dagegen zu Unrecht Celle DAR 63, 328: 25 m, offenbar im Hinblick auf die Werte des § 50 Abs. 6 Satz 2 StVZO). Auf mod. ausgebauten, zügig befahrenen Straßen daher idR 70 km/h unbedenklich, bes. beim Fahren in Kolonne mit ausreich. Abstand. Autobahn: § 18 Abs. 6. Bei Blendung äuß. Zurückhaltung (BGH VersR 63, 652), keine verlängerte ReaktZeit (BGH VRS 27, 107); 45 – 50 km/h hier zu hoch (BGH VM 65, 60), nötigenfalls Drosselung auf 20 – 30 km/h.
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Bei Wahl der Geschw. ist bes. auf Fußgänger zu achten, die die Fahrb. überschreiten oder das möglicherweise tun wollen. Vor allem muss mit Fehlverhalten von Kindern (und älteren Leuten) gerechnet werden (u. a. BGH VRS 23, 371; 27, 100; 39, 192; VersR 64, 624; 65, 290; Stuttgart VRS 27, 125; Saarbrücken VersR 65, 196; BayObLG VM 65, 51; Martin DAR 67, 117). Allerdings braucht ein KfzFührer seine Geschw. nicht darauf einzurichten, dass zw. den haltenden Fzgen unvermittelt Fußg. auf die Fahrb. treten (Hamm VRS 85, 18; Köln VersR, 80, 338 zu § 7 Abs. 2 StVG a. F. heute bedeutend bei § 17 Abs. 3 StVG n.F.; [vgl. auch Erl. 1b]; Hamm NZV 1991, 194). Kinder ab vollendetem 7. Lebensj. sind nach § 828 Abs. 1 BGB deliktsfähig. Kinder zw. 7 und 10 Jahren sind für Schäden, die bei Unfall mit Kfz passiert sind, nicht verantwortlich, es sei denn, der Schaden wurde vorsätzlich (z. B. mutwilliges Zerkratzen eines parkenden Pkw) herbeigeführt (§ 828 Abs. 2 BGB in der Fassung des Zweiten Gesetzes zur Änderung schadensrechtl. Vorschriften v. 19.7.2002, BGBl I, 2674). So auch BGH NJW 2005, 354, der auf das zwingende Erfordernis einer typischen Überforderungssituation des Kindes durch die spezif. Gefahren des motorisierten Verkehrs abstellt (wie Unterschätzung von Entfernungen oder Geschwindigkeiten); dies wird bei einem Skateboard fahrenden 9-jähr. Kind verneint, dessen Board bei einem Wettrennen vor ein parkendes Pkw knallt. Selbige Aussage trifft der BGH in NJW 2005, 356 für ein Fahrrad fahrendes 9-jähr. Kind bei Kollision mit einem parkenden Pkw (8 Jahre = BGH NZV 2007, 403 = SVR 2007, 340; NZV 2008, 22). Damit wurde Deliktsfähigk. für Straßenverk. altersmäßig heraufgesetzt (aber beschränkt auf motorisierten Straßenverk. = gilt nicht für Unfall mit Radf.). Haftung ggü. Kindern ist durch Neuf. von § 7 Abs. 2 StVG erheblich ausgedehnt worden. Daher hat die Rspr. zu § 3 Abs. 2a StVO für Kinder bis zum 10. Lebensj. an Bedeutung verloren, gilt aber weiter für Unfälle mit Radf. und für Kinder ab dem 10. Lebensj. Geschwindigkeit muss auch nicht darauf ausgerichtet werden, dass sich ein Fußg. plötzlich auf die Fahrb. einer AB wirft (Hamm VRS 85, 13). Befinden sich Kinder in Begl. Erwachsener, so muss sich Kraftf. nicht darauf einstellen, dass die Kinder plötzlich vor den Wagen laufen (Köln VRS 28, 266; ähnlich Stuttgart NZV 92, 185). Weder Warnzeichen noch Notbrems. notwendig, wenn 12-jähr. Kind mit Rücken zur Fahrb. auf Gehweg Ball spielt (Koblenz VRS 46, 437). Rücksicht auch auf Hunde, nötigenfalls ist langsamer zu fahren (Stuttgart DAR 64, 170). Vgl. auch Erl. 7 u. 8.
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Zu langsam fährt idR, wer auf AB weniger als 80 km/h, auf sonstigen Straßen außerorts weniger als 60 km/h, innerorts weniger als 30 km/h fährt, obwohl eine solche Geschw. nach den Umständen obj. und für einen durchschnittl. Fahrer auch subj. vertretbar wäre. Behinderung ist gegeben, wenn nachf. Fzg seine Geschw. deutlich herabsetzen muss und Überholen für eine unzumutbar lange Strecke nicht möglich ist. Unter diesen Umständen genügt auch die Behind. eines einzelnen Fzg (umstritten).
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Verpflichtung betrifft Fzgf., also Führer von Kfz, Fahrrädern, Fuhrwerken und Straßenbahnen. „Gegenüber“ bedeutet, dass der Fzgf. die geschützte Person entw. tatsächl. gesehen hat oder bei Anw. der notw. Sorgfalt hätte sehen müssen oder dass er nach den Umständen mit ihrem Auftauchen rechnen musste (vgl. Begr. und KG VRS 70, 463; Düsseldorf VRS 84, 468 = VM 93, 28). KfzFührer muss im Allg. nicht damit rechnen, dass ein Kind hinter einem park. Fzg hervorkommt, auch nicht in einem Wohngebiet, sofern nicht konkr. Anhaltspunkte für die Anwesenheit von Kindern gegeben sind (Hamm VRS 85, 16), vgl. aber Erl. 5. Halten sich zwei Kinder am rechten Fahrbahnrand auf und läuft eines über die Fahrb., muss Kraftf. mit Nachlaufen des and. Kindes rechnen (Oldenburg VRS 87, 17; Gruppe etwa 8-jähr. Schüler auf Gehweg; 45 km/h deutlich zu hoch, Hamm NZV 2000, 259; radf. Kinder: BGH NZV 2001, 35, Hamm NZV 2000, 167, BGH VRS 94, 33). Auf einen Verstoß gegen § 3 Abs. 2a kann sich grds. nur derjenige berufen, demggü. die Vorschrift in der konkr. Verkehrssituation die Pflicht zur erhöhten Rücksichtnahme ausgelöst hat (BGH DAR 91, 22 = NZV 91, 63). Geschützt sind z. B. ältere Menschen schon dann, wenn sie sich in einer Verkehrssituation befinden, die sie nach der Lebenserfahrung nicht meistern können (Überquerung einer breiten Straße mit schnellem Verkehr: BGH DAR 94, 320 = VRS 87, 266). Keine gesteigerte Sorgfaltspflicht, wenn z. B. „älterer Mensch“ bei Annäherung nicht als solcher erkennbar war (Hamm NZV 91, 466). Verlangt wird höchste Sorgfaltsstufe (wortgleiche Regelung wie z. B. beim Fahrstreifenwechsel – § 7 Abs. 5 –, beim Wenden und Rückwärtsfahren – § 9 Abs. 5 –, beim Ein- und Ausfahren – § 10 –, beim Vorbeifahren an Haltestellen öff. Verk.mittel oder an Schulbussen – § 20 Abs. 1, 2 –, also nicht im engsten Wortsinne ein Gefährdungsausschluss oder eine Form der Gefährdungshaftung; vom Fzgf. wird nichts Unmögliches verlangt (Karlsruhe VRS 71, 62). Kinder: bis vollend. 10. bzw. 14. Lebensjahr (Hamm NZV 93, 397). Alte Rspr. zu § 3 Abs. 2a hat an Bedeutung verloren. Haftung des Kfz-Führers steht seit Änderung in § 828 BGB und § 7 StVG fest. Aber ggf. v. Bedeutung, wenn Höhe des Schmerzensgeldes festzusetzen ist. § 3 Abs. 2a mit seiner alten Rspr. behält zudem Bedeutung bei Unfällen zw. Kindern und Radf. Ansonsten zudem bei Kindern zw. 10. und 14. Lebensj. zu beachten. Grds. gilt bei älteren Kindern der Vertrauensgrds. (BGB NJW 2001, 152). Wegen der geänderten Rechtslage ist damit zu rechnen, dass Geschädigte ihren Ausgleich mehr über § 832 BGB (Verletzung der Aufsichtspflicht) suchen. Insoweit besteht keine Pflicht der Aufsicht auf Schritt und Tritt bei den 7 – 10-jähr. Kindern (vgl. BGH NJW 1997, 2047). Auch nach geänderter Rechtslage bleibt Alleinhaftung z. B. eines Jugendlichen von 12 Jahren möglich, wenn ihm obj. und subj. ein Hauptverschulden (bei grob verkehrswidrigem Verhalten) trifft, das die Betriebsgefahr des Kfz völlig untergeordnet erscheinen lässt (Nürnberg NZV 2007, 205). Hier sind stets altersgem. Maßstäbe anzulegen! Hilfsbedürftige: z. B. Behinderte; ältere Menschen: etwa ab 70 Jahre; erkennbar alkoholisierter Fußg., BGH NZV 2000, 120 = DAR 2000, 114. Eigenschaften müssen für Fzgf. erkennbar sein. Umfang der vom Fzgf. zu treffenden Schutzmaßnahmen abhängig vom Grund der erkennb. Behinderung, auch vom bisherigen Verhalten der geschützten Person in der konkr. Situation (BayObLG VRS 65, 461). Kinder im Kindergartenalter oder im Alter beginnender Volksschulpflicht erfordern wegen ihrer Unerfahrenheit und Unberechenbarkeit bes. Aufmerksamkeit der Kraftf. (BGH DAR 82, 98). Sieht der Kraftf. dreijähr. Kinder am Fahrbahnrand, so muss er mit unachtsamem Überqueren der Fahrb. rechnen und deshalb entspr. Maßn. treffen (Hamm NZV 89, 473; Schleswig-Holstein VRS 75, 282). Anders bei einem zehnjähr. Kind, das vom Fahrbahnrand aus den Verkehr beobachtet hat (BayObLG VRS 76, 144 = DAR 89, 114). Beim Überholen eines neun Jahre alten, unauffällig am rechten Fahrbahnrand fahr. Radf. muss Kraftf. nur unter bes. Umständen mit plötzl. Linksabbiegen rechnen (BayObLG VRS 62, 59 = DAR 82, 167). Kraftf. darf nicht darauf vertrauen, dass ein radf. Kind, das auf die Fahrb. zufährt, anhalten wird (BGH DAR 97, 399). Feststellung konkr. Gefährdung notw. (Köln VRS 65, 463). Fzgf. muss nicht damit rechnen, dass ein 12 – 13 Jahre alter Junge, der auf der Mitte des Gehwegs läuft, unvermittelt die Laufrichtung ändert und auf die Fahrb. läuft, wenn nicht bes. Umstände auf kindliche Unbesonnenheit und Unaufmerksamkeit hinweisen (Hamm DAR 91, 180 = VRS 80, 261). Auch der „Idealkraftf.“ braucht nicht damit zu rechnen, dass hinter jedem geparkten Fzg ein Kind auf die Fahrb. treten könnte (Hamm NZV 91, 194; VRS 85, 16). Zur Haftungsquote bei 11-jähr. Kind, das auf die Fahrb. läuft vgl. Hamm NZV 2006, 151.
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Beispiele für Schutzmaßnahmen: kl. Kind von etwa 4 Jahren am Fahrbahnrand ohne Aufsicht: „echte“ Schrittgeschw., Anhaltebereitschaft. Kinder von 6 und mehr Jahren, die sich offenb. diszipliniert auf Gehweg aufhalten: idR Vorbeifahrt mit 20-30 km/h in gehörigem Abstand zulässig. 10-12-jähr. Schulkind wartet an Ampel offenb. diszipliniert bei „Fußgänger-Rot“: idR Durchfahrt bei „Grün“ mit der dort allg. zul. Geschw. Ein 1,66 m großer Schüler tritt auf Mehrzweckstreifen, bleibt dort stehen und beobachtet den Verkehr: Weiterfahrt mit (zuläss.) 60 km/h (Hamm NZV 96, 70). In Straßen in Wohngebieten, die häufig auf einer oder auf beiden Seiten zugeparkt sind, ist zu Zeiten, in denen mit Kindern allg. gerechnet werden muss, die innerorts zul. Höchstgeschw. von 50 km/h idR unangemessen; 30 km/h hier idR obere Grenze. In kinderreicher Gegend muss Kraftf. immer damit rechnen, dass Kinder hinter park. Fzgen hervor auf die Fahrb. laufen; 40 km/h daher zu hoch (AG Köln VRS 63, 9; einschränkend Hamm VRS 85, 16). Zur Sorgfaltspflicht beim Rückwärtsfahren im Bereich eines Kindergartens: Frankfurt VM 98, Nr. 36. Vgl. aber Erl. 5 und 7.
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Auch im Rahmen der ziffernmäßig festgelegten Höchstgeschw. sind stets die allg. Vorschriften des § 3 Abs. 1 zu beachten. In best. Notstandslagen darf die Höchstgeschw. überschritten werden (vgl. dazu Düsseldorf VM 95, 71 = VRS 88, 454; Köln VRS 88, 370; NZV 95, 119), jed. nur, wenn die Gefahr, zu deren Abwendung die Überschreitung erfolgt, höher als die durch die Überschr. verursachte Gefährdung liegt. Tempo 50 innerorts gilt nach dem Wortlaut nur für Kfz; aber Radf. werden über § 3 Abs. 1 Satz 1 ebenfalls erfasst.
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Zum Begriff des Lkw vgl. § 4 Abs. 4 PBefG; nicht die Eintragung im Fzgschein ist ausschlaggebend, aber ein Indiz, vielmehr die Eignung und Bestimmung sowie tatsächliche Nutzung (auch Leerfahrt) zur Güterbeförderung.
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VO-Geber hat mit Änd-VO v. 28.11.2007 (BGBl I S. 2774, Begr. VkBl 2008, S. 4) eine Gleichstellung der Wohnmobile bis 3,5 t zGG mit Anhänger mit den Lkw mit Anhänger wegen fehlender techn. Bedenken vorgenommen – Ungleichbehandlung war technisch nicht nachvollziehbar.


8d


Zur Def. des Kraftomnibusses vgl. § 30d Abs. 1 StVZO, § 4 Abs. 4 Nr. 2 PBefG ; eingefügt durch VO v. 22.10.2003 (BGBl I S. 2085, mit Begr. VkBl 2003, S. 734); VO passt die Vorschriften über Kraftomnibusse an die RiLi 2001/85/EG (sog. Busrichtlinie) an.


9


Gilt stets, wenn im Omnibus Fahrgäste stehen, auch wenn noch Sitzplätze frei sind, die aber nicht benutzt werden.


10


In diesen Fällen gilt eine Richtgeschwindigkeit von 130 km/h (zur Bedeutung der Richtgeschw. vgl. auch Erl. 1b) auf Grund der VO über eine allgemeine Richtgeschwindigkeit auf AB und ähnlichen Straßen (Autobahn-Richtgeschwindigkeits-VO) v. 21.11.1978 (BGBl I S. 1824), geändert durch VO v 7.8.1997 (BGBl I S. 2028), vgl. Ordnungsnr. 3 g.


11


Vorschr. dient der Sicherheit der Fzg und dem Schutz der Straßen. Gilt auch auf AB und Kraftfahrstraßen, beeinträchtigt aber nicht das Recht solcher Fzg, deren bauartbest. Höchstgeschw. mehr als 60 km/h beträgt, diese Straßen zu benutzen. Gilt für Schneeketten jeder Art (Metall, Kunststoff).








§ 4 Abstand
(1) Der Abstand zu einem vorausfahrenden Fahrzeug muss in der Regel so groß sein, dass auch dann hinter diesem gehalten werden kann, wenn es plötzlich gebremst wird1 1a 2 3. Wer voraus fährt, darf nicht ohne zwingenden Grund4 stark bremsen5.
(2) Wer ein Kraftfahrzeug führt, für das eine besondere Geschwindigkeitsbeschränkung gilt6, sowie einen Zug führt, der länger als 7 m ist, muss außerhalb geschlossener Ortschaften ständig so großen Abstand7 von dem vorausfahrenden Kraftfahrzeug8 halten, dass ein überholendes Kraftfahrzeug einscheren kann. Das gilt nicht,
	1.
	
wenn zum Überholen ausgeschert wird und dies angekündigt wurde,

	2.
	
wenn in der Fahrtrichtung mehr als ein Fahrstreifen vorhanden ist oder

	3.
	
auf Strecken, auf denen das Überholen verboten ist.


(3) Wer einen Lastkraftwagen9 mit einer zulässigen Gesamtmasse über 3,5 t oder einen Kraftomnibus10 führt, muss auf Autobahnen, wenn die Geschwindigkeit mehr als 50 km/h beträgt, zu vorausfahrenden Fahrzeugen11 einen Mindestabstand von 50 m12 einhalten13.





Erläuterungen
1


Abstand muss idR der halben Tachometerzahl entsprechen (BGH VRS 34, 89 = DAR 68, 50; etwa gleiches Ergebnis: „1,5-Sek-Weg“, Maase DAR 57, 225; Weigelt DAR 59, 98; Mühlhaus DAR 67, 260; Karlsruhe VRS 34, 295 = NJW 68, 463; Frankfurt VRS 52, 143). Geringerer Abst. im geballten Stadtverkehr unter bes. Umständen zulässig (BayObLG VRS 4, 216 = DAR 56, 333; Stuttgart VRS 27, 139; KG VRS 46, 66); z.B. bei guter Sicht über den Vordermann hinaus und bes. Reaktionsbereitschaft. Im Kolonnenverkehr auf der AB besteht die bes. Gefahr von Auffahrunfällen, die für nachf. Fzg den Bremsweg außergewöhnlich verkürzen; deshalb ist hier erhöhte Aufmerksamkeit – Beobachtung aller in Sichtweite fahrenden Fzg – geboten (Celle VRS 75, 313 = NVZ 89, 36). Fährt nachfolg. Kfz auf vorausfahr. auf, so trifft Schuld in aller Regel den nachfahr. VT (Stuttgart VRS 45, 243), vgl. auch Erl. 3. Abstand muss grds. nicht auf plötzl. Stillstand des Vordermanns ohne Aufleuchten der Bremslichter abgestellt sein (BayObLG VRS 62, 380; vgl. auch Hamm VRS 71, 212; Köln VRS 87, 172). Zwar muss – auch auf AB – mit plötzl. Bremsen des vorausfahr. Fzg gerechnet werden, doch muss der Abstand nicht so bemessen werden, dass vor einem zunächst verdeckten Hindernis angehalten werden kann (BGH VRS 72, 267 = DAR 87, 117). Verzögert beim Start mehrerer an einer Ampel wartender Kfz der Vorausfahrende nach wenigen Metern – z.B. wegen eines Missverständnisses über die Ampelsignale – seine Geschw., so haftet der auffahr. Hintermann (Karlsruhe VRS 73, 334).


1a


Zum Sicherheitsabstand bei Radf. vgl. Hamm VersR 2001, 1757.


2


Nach alter Rspr. lag eine konkrete Gefährdung iSd § 1 Abs. 2 idR vor, wenn Sicherheitsabstand (oben 1) nicht nur ganz vorübergehend nahezu um die Hälfte unterschritten wird („0,8-Sek-Weg“, Karlsruhe VRS 34, 295 = NJW 68, 463; DAR 71, 306 = VRS 41, 454; VRS 43, 105; vgl. auch Köln VRS 66, 48: 250 – 300 m). Nachdem der BGH für eine konkrete Gefährdung einen Beinah-Unfall verlangt (vgl. Erl. zu § 1 Abs. 2), verlangen die OLG in Anlehnung an den BGH (BGHSt 22, 341) das Vorliegen eines gefährdenden Abstandes, der nicht nur vorübergehender Natur sein darf (BGH NJW 1969, 939). Alte Rspr: So bei 5 m Abst. und 110 km/h (BGH VRS 36, 370). Ebenso BayObLG VM 71, 19 = VkBl 71, 669; 24 m bei 129,4 km/h über 300 m Strecke; dagegen Frankfurt NJW 70, 1560: 10 m bei 100 km/h nicht unbed. Gefährdung. Neue Rspr.: Hamm Beschl. v. 30.8.2012, III – 1 RBs 122/12, 1 RBs 122/12, juris (Strecke von 150 m bei standardisierten Messerfahren von Brücke hinreichend unter Hinweis auf Celle NJW, 1979. 325, Düsseldorf NZV 2002, 519). Die bes. Gefährlichkeit eines zu geringen Sicherheitsabstandes ist bei den Kraftf. nicht hinreichend bekannt. Nötigung durch dichtes Auffahren: Köln VRS 61, 425; keine Nötigung bei kurzzeitiger Abstandsunterschreitung, sofern nicht weitere Umstände hinzutreten, z. B. Hupen oder Lichthupen (BayObLG NZV 93, 357 = VRS 85, 334). Auch unter Berücksichtigung der Entsch. des BVerfG (NJW 95, 1141) ist dichtes Auffahren zur Erzwingung des Überholens als Nötigung strafbar (Köln NZV 95, 405).


3


Konkr. Gefährdung ist nicht Voraussetzung für Ahndung nach Abs 1. Liegt konkr. Gef. vor, also ein Beinahe-Unfall, so Verstoß gegen § 1 Abs. 2 in Tateinheit (so auch Karlsruhe VRS 41, 454). Kommt es zu einem Auffahrunfall, so spricht Beweis des ersten Anscheins i.A. gegen den Auffahrenden (KG DAR 77, 20). Die Sanktionen für Abstandsverstöße wurden 2009 (BGBl I 2009, 17-18) angehoben. Beträgt die Geschwindigk. über 80 km/h, so kommt bei weniger als 1/10 des halben Tachowerts eine Geldbuße von 320 € in Betracht. Bei einer Geschwindigk. über 100 km/h kommt ein Fahrverbot von 3 Mon. hinzu. Bei einer Geschwindigk. über 130 km/h erhöht sich dies auf 400 € plus 3 Monate Fahrverbot.


4


Nur zum Schutz von Rechtsgütern oder Interessen, die dem Schutzobjekt der Vorschrift (Personen, Sachen) mind. gleichwertig sind (München DAR 74, 19). Läuft plötzlich Katze oder kl. Hund auf die Fahrb., so darf stark gebremst werden, wenn keine Gefahr für Menschen droht, sondern allenfalls nicht erhebl. Sachschaden (Frankfurt VRS 66, 372 = DAR 84, 157). Plötzl. Bremsen wegen eines Vogels (Taube) idR nicht zulässig, allenfalls bei Ausschluss der Gefährdung des nachf. Verkehrs (Hamm NZV 94, 28) bzw. bei Vermeidung von Gefahr für Menschen oder von höh. Sachschäden (Köln DAR 94, 28). „Ausbremsen“ des nachf. Fzg kann vorsätzl. Eingriff in den Straßenverkehr in Tateinheit mit Nötigung sein (Celle VRS 68, 43 = DAR 85, 125).


5


Verkehrswidrig nur, wenn ernstliche Gefahr eines Auffahrunfalls besteht (München DAR 74, 19). Gefährdung des Hintermannes nur, wenn dieser mit weniger als dem dopp. Sicherheitsabstand folgt (Karlsruhe VRS 76, 414). Normales Bremsen muss nicht durch Antippen der Bremse vorher angekündigt werden (Hamm DAR 73, 167).


6


Vgl. § 3 Abs. 3 Nr. 2 Buchst. a und b, jedoch nicht Buchst. c (Bouska VD 76, 339). Die außerörtl. Geschw.beschr. von 100 km/h für Pkw sowie für and. Kfz mit zul. Gesamtmasse bis 3,5 t ist also keine „besondere Geschwindigkeitsbeschränkung“ iSd Abs. 2 Satz 1.


7


Als Abstand genügt idR der doppelte Sicherheitsabstand, also Abstand = Tachometerzahl. Mögl. mind. 50 m.


8


Kfz jeder Art, also auch Pkw. Ist ein Fzg nach dem Überholen in die freigehaltene Lücke eingeschert, so wird es nicht zum „vorausfahrenden Kraftfahrzeug“, wenn nach den Umständen davon auszugehen ist, es werde bei nächster Gelegenheit weiter überholen. Dann also keine erneute Verdoppelung des Si.Abstandes.


9


Regelung trägt Umstand Rechnung, dass schwerere Fzg auf Grund ihrer Aufprallwucht bei zu geringem Abstand eine bes. Gefahr bedeuten. Nach Sinn und Zweck sind auch Sattelkfz Lkw iSd der Vorschrift, ebenso Sonderkfz in Lkw-Form, nicht aber Zugmaschinen (vgl. auch VwV zu § 3).


10


Definition des Kraftomnibusses: vgl. § 4 Abs. 4 Nr. 2 PBefG, § 30d Abs. 1 StVZO. Auf die zul. Gesamtmasse kommt es bei diesen Fzg nicht an.


11


Die Art des vorausfahr. Fzg ist unerheblich (z. B. Pkw, Kraftrad, Lkw oder Omnibus).


12


Der geforderte Abstand entspricht dem Abstand der Leitpfosten. Schiebt sich ein and. Fzg in den Mindestabstand, so muss der Mindestabstand durch „Zurückfallen“ des Lkw wieder hergestellt werden. Es handelt sich nicht um einen Einscher-, sondern um einen Sicherheitsabstand (vgl. Saarland Beschl. v. 10.3.2006, Ss (z) 203/2005 (17/05); Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 ist nicht anwendbar. Bei langsamer Fahrt bis 50 km/h, z. B. an Steigungs- oder Gefällstrecken, gelten die allg. Vorschriften des § 4 Abs. 1, Abs. 2. Verboten ist grds. auch jede kurzfristige Unterschreitung des Mind.Abstands (Zweibrücken NZV 98, 39).


13


Abstandsmessung mit Video und Beobachtung durch hinterherfahrende geschulte Pol.Beamte ist grds. zuverlässig (BayObLG DAR 94, 122; Düsseldorf DAR 2000, 80). Hier gelten die Grds. zur Geschw.messung entspr. vgl. Erl. 1 zu § 3. Verfahren, wo zunächst verdachtsunabhängig Kfz ohne Festhalten von Kennz. und Fzgf. gefilmt werden und danach erst verdachtsabhängige Abstandsmessungen vorgenommen werden, können auf § 100h Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 StPO iVm § 46 Abs. 1 OWiG gestützt werden (Stuttgart DAR 2010, 148).








§ 5 Überholen1 
(1) Es ist links zu überholen2 2a.
(2) Überholen darf nur, wer übersehen kann, dass während des ganzen Überholvorgangs jede Behinderung des Gegenverkehrs ausgeschlossen ist3. Überholen darf ferner nur, wer mit wesentlich höherer Geschwindigkeit4 als der zu Überholende fährt.
(3) Das Überholen ist unzulässig5:
	1.
	
bei unklarer Verkehrslage6 oder

	2.
	
wo es durch ein angeordnetes Verkehrszeichen (Zeichen 276, 277)7 verboten ist.


(3a) Wer ein Kraftfahrzeug mit einer zulässigen Gesamtmasse über 7,5 t7a führt, darf unbeschadet sonstiger Überholverbote nicht überholen7b, wenn die Sichtweite durch Nebel, Schneefall oder Regen weniger als 50 m beträgt7c.
(4) Wer zum Überholen ausscheren8 will, muss sich so verhalten, dass eine Gefährdung des nachfolgenden Verkehrs ausgeschlossen ist9. Beim Überholen muss ein ausreichender Seitenabstand zu den anderen Verkehrsteilnehmern eingehalten werden. Beim Überholen mit Kraftfahrzeugen von zu Fuß Gehenden, Rad Fahrenden9a und Elektrokleinstfahrzeug Fahrenden beträgt der ausreichende Seitenabstand innerorts mindestens 1,5 m und außerorts mindestens 2 m. An Kreuzungen und Einmündungen kommt Satz 3 nicht zur Anwendung, soweit Rad Fahrende dort wartende Kraftfahrzeuge nach Absatz 8 rechts überholt haben oder neben ihnen zum Stillstand gekommen sind9b. Wer überholt, muss sich so bald wie möglich wieder nach rechts einordnen10. Wer überholt, darf dabei denjenigen, der überholt wird, nicht behindern11.
(4a) Das Ausscheren zum Überholen und das Wiedereinordnen sind rechtzeitig und deutlich anzukündigen; dabei sind die Fahrtrichtungsanzeiger zu benutzen12.
(5) Außerhalb geschlossener Ortschaften darf das Überholen durch kurze Schall- oder Leuchtzeichen angekündigt werden12a. Wird mit Fernlicht geblinkt, so dürfen entgegenkommende Fahrzeugführende nicht geblendet werden.
(6) Wer überholt wird, darf seine Geschwindigkeit nicht erhöhen13. Wer ein langsameres Fahrzeug13a führt, muss die Geschwindigkeit an geeigneter Stelle ermäßigen, notfalls warten, wenn nur so mehreren unmittelbar folgenden Fahrzeugen das Überholen möglich ist. Hierzu können auch geeignete Seitenstreifen14 in Anspruch genommen werden15; das gilt nicht auf Autobahnen16.
(7) Wer seine Absicht, nach links abzubiegen, ankündigt und sich eingeordnet hat, ist rechts zu überholen. Schienenfahrzeuge sind rechts zu überholen. Nur wer das nicht kann, weil die Schienen zu weit rechts liegen, darf links überholen. Auf Fahrbahnen für eine Richtung dürfen Schienenfahrzeuge auch links überholt werden.
(8) Ist ausreichender Raum17 vorhanden, dürfen Rad Fahrende und Mofa Fahrende die Fahrzeuge, die auf dem rechten Fahrstreifen18 warten19, mit mäßiger Geschwindigkeit20 und besonderer Vorsicht21 rechts überholen.





Erläuterungen
1


Ein Fzg überholt, wenn es sich von hinten nach vorne an einem anderen Fzg, das sich in Fahrt befindet oder das nur aus Verkehrsgründen oder auf Grund einer Anordnung kurz anhält, vorbeibewegt (vgl. auch BVerwG VM 95, 18 mit Hinweis auf BGH NJW 74, 1205 = VM 74, Nr. 109; BGH NJW 75, 1330 = VM 95, Nr. 52). Kein Überholen bei gleichzeitigem Anfahren an Ampel (BayObLG VRS 27, 223; Düsseldorf DAR 66, 26). Parkende Fzg (§ 12 Abs. 2) oder nicht infolge der Verkehrslage haltende (§ 12 Abs. 1) werden nicht überholt, sondern es wird an ihnen vorbeigefahren (§ 6). Überholen setzt begrifflich voraus, dass beide Fzg auf derselben Fahrb. fahren; Fzg auf der Fahrb. „überholen“ daher nicht Fzg, die auf dem Seitenstreifen, einem Radweg oder Gehweg fahren oder einem anderen Straßenteil (vgl. § 10) (Düsseldorf VRS 91, 387 = DAR 96, 244); Ausnahme: Seitenstreifen ist temporär durch Z 223.1 zum Befahren freigegeben; dieser ist dann wie ein rechter Fahrstreifen zu befahren, sodass in diesen Fällen dort fahrende Fzg auch überholt werden. Auch Fußg., die sich auf der Fahrb. in gleicher Richtung bewegen, werden überholt (allerdings gilt gegenüber Fußg., die nach § 25 Abs. 1 Satz 2 und 3 auf der linken Fahrb.Seite gehen, das Gebot, links zu überholen, nicht). Begriff des Überholens vgl. auch Bouska VD 72, 325; Mühlhaus VD 72, 327. Der Begriff des Überholens iSd § 315c Abs. 1 Nr. 2 lit. b StGB ist umfassender als der in § 5 StVO (z.B. „Überholen“ auf dem Seitenstreifen einer AB); BVerfG DAR 95, 154 = VRS 88, 84.


2


Ausnahmen: § 5 Abs. 7, Abs. 8, § 7 Abs. 2, Abs. 2a, Abs. 3, § 7a (vgl. auch Bouska DAR 71, 68; Harthun DAR 71, 253 zur alten Rechtslage ohne Anlagen), Erl. zu Z 297. Rechtsüberholen setzt begrifflich voraus, dass die beteiligten Fzg dieselbe Fahrb. benutzen (Celle DAR 77, 330). Da ein Beschleunigungsstreifen Bestandteil der Fahrb. – wenn auch nicht Bestandteil der „durchgehenden Fahrb.“ iSd § 18 Abs. 3 – ist (a.A. Koblenz VRS 73, 66 = DAR 87, 158), bedurfte es einer Sonderregelung. Sog. Mehrzweckstreifen (bes. breite befestigte Seitenstreifen – Z 295 Nr. 1 Buchst. C – sind nicht Bestandteil der Fahrb.; dort fahrende „langsame Fzg“ werden daher von den auf der Fahrb. fahrenden Fzg nicht „überholt“, ebenso überholen „langsame Fzg“, die auf einem Seitenstreifen schneller als z.B. eine stockende FzgKolonne auf der Fahrb. fahren, letztere nicht („schnellere“ Fzg, die den Mehrzweckstreifen benutzen, verstoßen gegen § 2 Abs. 1). Auf AB gilt das Verbot des Rechtsüberholens wegen der hohen Gefährlichkeit bes. streng (BGH VRS 16, 146 = VM 59, 15).


2a


Kein unzulässiges Rechtsüberholen, wenn innerorts auf markiertem Rechtsabbiegefahrstr. überholt wird und anschl. noch vor der Kreuzung auf den Geradeaus-Fahrstr. gewechselt wird (Düsseldorf VRS 89, 138 = VM 95, 46). Entspr. für Benutzung des Linksabbiege-Fahrstreifens durch Geradeausfahrer (Düsseldorf VRS 91, 144 = DAR 96, 65 = NZV 96, 208). Zulässiges Rechtsüberholen des Linksabbiegenden immer, wenn eindeutig feststeht, dass Linksabbiegender auch tatsächlich abbiegen will (Celle 14 U 58/10, juris). Dagegen Verstoß, wenn auf Fahrb. ohne Markierung ein wartendes Fzg rechts überholt wird (Köln NZV 95, 74).


3


Überholen ist bereits verboten, wenn zweifelhaft ist, ob Gegenverkehr auch nur zur Verlangsamung oder zum Ausweichen veranlasst werden könnte, erst recht bei möglicher Gefährdung. Überholender muss zu Beginn des Überholvorgangs sich vergewissern, dass Überholstrecke hindernisfrei ist (BGH VM 2000, 74). Der benötigte Überholweg muss erkennbar hindernisfrei zur Verf. stehen (BGH NZV 2000, 291 = DAR 2000, 299). Kann ein Überholvorgang wegen verkehrswidr. Verhaltens des Überholten nicht gefahrlos beendet werden, so muss er idR abgebrochen werden (Hamm DAR 73, 277; VRS 46, 155). Steht in beiden Fahrtrichtungen gemeinsam eine dritte Spur zur Verfügung, so darf auch bei Gegenverkehr überholt werden (Vorrang des zuerst Überholenden); räumt der Entgegenkommende rechtswidrig den Vorrang nicht ein, so muss der Bevorrechtigte den Überholvorgang sofort abbrechen (Koblenz VRS 66, 219). Pkw darf sich bei Sichtbeh. durch Lkw nach links „heraustasten“, um sich über eine Überholmöglichkeit zu vergewissern (Karlsruhe DAR 74, 79).


4


Auslegung muss die konkr. Verkehrssituation berücksichtigen (vgl. auch Möhl DAR 61, 217). Außerorts idR Geschw.Diff. von 20 km/h als Mindestforderung (Beisp. aus Rspr.: Oldenburg VRS 24, 170: 3 – 4 km/h; BGH VRS 30, 349: 5 – 10 km/h; BayObLG DAR 61, 204: 10 km/h bei Lkw auf BAB, jeweils zu wenig). Nach Hamburg NStZ-RR 09, 154 ist Behinderung des nachf. Verk. Voraussetzung. Zweibrücken (SVR 2010, 66) hält 10 km/h Differenzgeschw. bei Lkw auf zweispurigen AB für ausreichend. Bei Lkw-Überholvorgängen verlangt Hamburg (NZV 09, 302) einen Abschluss des Überholvorgangs nach 45 Sekunden (ca. ident. mit 10 km/h). Innerorts genügt idR auch geringere Geschw.Diff. (Bremen VRS 28, 50 km/h zu 45 km/h; BGH VersR 68, 140), vor allem auf Fahrb. ohne Gegenverkehr. Vorgeschrieb. Höchstgeschw. darf auch beim Überholen nicht überschritten werden. Vorrangig ist stets Abs. 2 Satz 1.


5


Beim Überholen hat derjenige Vortritt, der das zu überholende Fzg zuerst erreicht hat (BGH VRS 17, 331; 30, 105; Hamm Urt. v. 15.1.1969, 4 Ss 1758/68; Schleswig DAR 75, 76). Kolonnen hinter langs. Fzg müssen sich also von vorne nach hinten, nicht umgekehrt auflösen. Ausn.: vorausf. Fzg will oder kann erkennbar nicht überholen (vgl. dazu KG NZV 95, 359 = VM 95, 38). Allerdings Überholen idR nicht deshalb unzulässig, weil vorausfahr. Fzg sich einem noch langsameren Fzg nähert, ohne links zu blinken (BayObLG DAR 74, 277 = VRS 47, 379). Auch wer danach bevorrechtigt ist, muss Abs. 4 Satz 1 beachten. Unklare Verkehrslage: wenn mit ungefährdetem Überholvorgang nicht gerechnet werden kann (BayObLG NZV 1996, 380) oder wenn sich nicht beurteilen lässt, was der Vorausfahrende gleich tun wird (Koblenz NZV 2005, 413), wenn stehende Fahrzeugkolonne Lücken für einbiegenden Querverkehr lässt (Stuttgart 4 Ss 132/07, juris). Geschützt ist hier der Überholende und der Querverkehr; nicht der Gegenverkehr, dieser wird durch Abs. 2 geschützt. Zum Schutz der Fußgänger bei Fußgängerüberwegen vgl. § 26 Abs. 3.


6


Z.B. durch schlechte Sichtverhältnisse (Koblenz VRS 46, 37). Zum Begriff der unklaren Verkehrslage vgl. Mühlhaus DAR 73, 38, ebenso allg. BGH DAR 96, 11 = NZV 96, 27, Düsseldorf VRS 91, 42 und Köln VRS 96, 407; KG VRS 2001, 56). Wenn der Überholende nach den gegebenen Umständen mit einem ungefährlichen Überholvorgang nicht rechnen darf, wenn also die Verkehrslage unübersichtlich bzw. ihre Entwicklung nach obj. Umständen nicht beurteilbar ist (München 10 U 1860/12, juris, Oldenburg DAR 2012, 641). Keine unklare Verkehrslage: wenn ein Kfz ohne den linken Richtungsanzeiger zu setzen, mit gleicher Geschw. hinter einem Lkw herfährt (BayObLG VRS 71, 382 = DAR 87, 25); wenn ein Vorausfahrender, der auf der Fahrb. rechts fährt, sich einer Straßenabzweigung nähert und seine Geschw. herabsetzt (Koblenz VRS 70, 467); wenn sich Fzg mit geringer Geschw., aber ohne zu blinken, einer nach links führenden Abzweigung nähert und unmittelb. folg. Fzg nicht überholt (BayObLG VRS 72, 295). Fährt ein Fzg von der rechten Parkbucht auf die Fahrb. ein, so muss herankomm. Fzg grds. nicht damit rechnen, dass es sich sogleich zur Fahrb.mitte einordnen werde, also insoweit keine unklare Verkehrslage (BayObLG DAR 86, 58).


7


Zum Überholverbot an Bahnübergängen vgl. § 19 Abs. 1. Bei Z 276 ist es auch verboten, an einer FzgSchlange vorbeizufahren, die vor einer Ampel bei Rotlicht wartet (BGH DAR 75, 165; VD 72, 325, 327; VD 74, 215, 221; VD 75, 105). Auf Fahrb. mit mehr. Richtungsfahrstreifen muss der Überholende das überholte Fzg bis zum Z 276 so weit hinter sich gelassen haben, dass er sich ohne Gefährd. vor diesem einordnen könnte (BGH DAR 74, 250 = VRS 47, 218; VD 74, 215). Z 276 u. 277 verbieten nicht das (Rechts-)Überholen von Fzg, die sich auf einem Abbiegefahrstreifen links eingeordnet haben (Bouska VD 71, 83; Koblenz VRS 83, 59). Z 276/277 verbieten nicht, dass langs. Fzg auf einem Mehrzweckstreifen durch Fzg auf der Fahrb. „überholt“ werden (im Rechtssinne ist dies kein Überholen, da der Mehrzweckstreifen nicht Bestandteil der Fahrb. ist). Nach Hamm NZV 2001, 39 dürfen Rad- und Mofafahrer Fzge die auf einem Linksabbiege-Fahrstreifen vor einer Ampel warten, nicht rechts überholen (dies gilt bei Berücks. des konkr. Sachverhalts nur, wenn auch der Zweiradfahrer nach links abbiegen will, vgl. auch Abs. 7 S. 1).


7a


Das Verbot berücksichtigt die bes. Gefährlichkeit schwerer Fzg, die bei Überholvorgängen, also bei idR zügiger Fahrweise, auf langsame oder stehende Fzg auffahren. Es betrifft Kfz jeder Art, insbes. Lkw und Kraftomnibusse, und gilt auf Straßen jeder Art, insbes. auch auf den Richtungsfahrbahnen der AB. Bei Zügen kommt es auf die zul. Gesamtmasse des ziehenden Fzg an. Auch Fahrräder und Fußg. dürfen auf gleichen Straßenteilen dann nicht von diesen schweren Fzg überholt werden.


7b


Nach Sinn und Zweck der Vorschrift betrifft das Verbot nicht die „Sonderfälle“ des Rechtsüberholens (z.B. des § 7 Abs. 2, Abs. 2a).


7c


Vgl. Erl. 2b zu § 3.


8


Wenn der daneben liegende Fahrstreifen zumindest teilweise benutzt wird (VD 71, 193). Von dem Ausscherenden wird ein Höchstmaß an Sorgfalt verlangt (Gefährdungsausschluss!); er trägt damit idR das volle Risiko. Gilt nach Streichung des § 18 Abs. 4 für Überholvorgänge auf Straßen jeder Art, auch auf AB (vgl. Thüringer OLG NZV 06, 147 ). Ein aufmerksamer und vernünftig handelnder FzgFührer, der auf dem Überholfahrstreifen mit höh. Geschw. herannaht, darf nicht zu einer raschen und erhebl. Geschw.Herabsetzung veranlasst werden (Köln VRS 44, 436). Eine angemessene Geschw.Verringerung durch Gaswegnehmen od. leichtes Bremsen muss der nachf. FzgFührer also in Kauf nehmen; er kann sich darauf idR bei entspr. Beobachtung vorausf. Fzg, die sich einem langsameren Fzg näheren, auch einstellen.


9


Vgl. Erl. 8. Leichte Behinderung des nachf. Verk. verbietet Ausscheren noch nicht (BayObLG VRS 62, 61), aber plötzl. Ausscheren, was zu starken Bremsmanövern führt (Thüringer OLG NZV 06, 147). Linksüberholen nicht deshalb unzulässig, weil Vordermann, ohne sich deutlich nach links einzuordnen und ein Richtungszeichen zu geben, vor einer Abzweigung geringe Geschw. einhält (BayObLG DAR 81, 63; im Ergebnis auch VRS 64, 55); bei deutlichem Einordnen nach links in dieser Situation ist Linksüberholen allerdings idR nicht mehr zulässig (BayObLG VRS 69, 53).


9a


Zum Seitenabstand gab es bis zur Novelle v. 20.4.2020 (BGBl I S. 814) ausschließlich Festlegungen in der Rspr. (idR mind. 1 m, möglichst aber mehr, Brandenburg NJW-RR 2011, 1400, Hamm NZV 91, 466: Seitenabstand gegenüber Radf. regelmäßig 1,5 – 2 m, KG NZV 2007, 626). Ggü. radf. Kindern auf ansteigender Strecke 1,5 m, bei bes. Umständen (z. B. Schwanken des Radf.; Radf. auf Klapprad mit Kindergartenkind auf Gepäckträger) mind. 2 m (Frankfurt DAR 81, 18; Karlsruhe DAR 89, 299).


9b


Unterscheidung innerorts zu außerorts ist den gefahrenen Geschw. der überholenden Kfz geschuldet. Problematisch ist die genaue Einhaltung der Seitenabst. und deren Überwachung, denn die Seitenabstände (Kfz-Spiegel zu Fahrrad-Lenker) lassen sich im fließ. Verkehr nicht messen. Die Ausn. zur Kreuzung und Einmündung trägt dem Umstand Rechnung, dass Radf. dort rechts an stehenden Kfz vorbeifahren dürfen, um weiter vorn bei roter Ampel anzuhalten. Dies ist nachvollziehbar, weil die Einhaltung des Abstandes in solchen Fällen seitens des KfzFührers nicht sichergestellt werden kann. Überholen Radf. außerhalb des Erlaubten rechts, kann die Abstandsvorschrift durch KfzFührer ebenfalls nicht eingehalten werden. Hier bedarf es dann des Nachweises im Einzelfall. Weitere Erwähnungen drängen sich auf für die Fälle der parallelen Verkehrsführung auf Sonderwegen wie Fuß- und Radwegen und Radfahrstreifen. Beim Passieren handelt es sich in diesem Fall um keinen Überholvorgang, weil diese nicht Teil der Fahrb. sind. 


10


Pflicht zum Wiedereinordnen, sobald der normale Sich.Abstand erreicht ist (BayObLG VkBl 65, 196 = VM 64, 67 = VRS 28, 44), also idR „halbe Tachometerzahl“ (Erl. 1 zu § 4). Orientierungshilfe: keinesfalls bevor überholtes Fzg im Innenrückspiegel erscheint, bei höherer Überholgeschw. mit entspr. Zuschlag. Etwas komplizierter festzustellen und geringer ist der „Einbiegeabstand“ nach Koblenz VRS 45, 209: Strecke, die überholtes Fzg in 1 Sek. zurücklegt (= Geschw.: 10 x 3). Beim Überholen auf AB mit 120 km/h ist Einscheren in Lücke von 200 m nicht notw., wenn überholtes Fzg mit 100 km/h fährt (Karlsruhe VRS 53, 5). Einscheren in Fzglücke zur Freimachung des linken Fahrstreifens für einen schnelleren „Nachfolger“ ist unter folg. Vorauss. zumutbar und geboten: Die Lücke muss so groß sein, dass der Einscherende nicht zu einer Herabsetzung seiner Geschw. gezwungen ist oder – bei Beibehaltung seiner Geschw. – bereits nach kurzer Fahrzeit wieder zum Überholen nach links ausscheren müsste (z.B. nach weniger als 20 Sek. Fahrt innerhalb der „Lücke“); die Lücke muss zumindest dem dopp. Sicherheitsabstand zzgl. der eigenen FzgLänge entsprechen, bei 120 km/h also mind. etwa 130 m (vgl. Bouska DAR 85, 137, 141; BayObLG DAR 90, 187). Befindet sich eine FzgSchlange hinter einem langsameren Fzg, gilt:, „wer zuerst zum Überholen ansetzt, hat Vorrang“ (Grund: Verkehrsfluss; vgl. Düsseldorf DAR 2005, 217).


11


„Schneiden“ des überholten Fzg ist verboten (Begr.; vgl. auch Düsseldorf VRS 64, 7). Behinderung idR, wenn nachf. Fzg abbremsen muss, aber nur, wenn das objektiv geboten ist. IdR noch keine Behinderung, wenn nachf. Fzg Geschw. nur durch Gaswegnehmen etwas verringern muss, um Sich.Abstand herzustellen.


12


Es ist also nicht notw., nach Abschluss des Ausscherens und vor dem Beginn des Wiedereinordnens während des gesamten Überholvorgangs zu blinken. Ein ausdrückl. Verbot enthält die StVO aber nicht (vgl. jed. Erl. 12a).


12a


Auch wiederholte Z grds. zulässig. längeres „Aufblenden“ jed. verboten. Fährt Vordermann unzulässig auf der Überholspur der AB, darf er durch maßvolle Abgabe von Lichtzeichen zur Freigabe des Fahrstreifens aufgefordert werden (BayObLG VRS 62, 218). Sicherheitsabstand (§ 4) darf aber nicht unterschritten werden. Fährt Vordermann zulässig auf Überholstreifen, z.B. bei eigenem Überholen, dann sind Schall- oder Lichtzeichen sinnlos und daher verboten. Eine Unsitte ist es, wenn ein auf dem linken Richtungsfahrstreifen fahrendes Fzg den linken Blinker betätigt, um ein in zulässiger Weise dort befindliches vorausfahr. Fzg zum Verlassen des Fahrstreifens zu bewegen; darin ist – jedenfalls in krassen Fällen – eine Belästigung des Vorausfahrenden zu sehen (§ 1 Abs. 2).


13


Gilt nur für eingeholte Fzg Eingeholt ist ein Fzg dann, wenn ein nachf. sich auf der linken Seite mit ihm auf gleicher oder nahezu gleicher Höhe befindet. Es ist eine Unsitte, wenn beim Ende einer Geschw.beschr., z.B. am Ortsausgang, Fzg nach links ausscheren, um unter Ausnutzung des Beschl.Verbots zu überholen, obwohl das vorausf. Fzg ebenso schnell beschleunigen könnte und deshalb der Überholvorgang unnötig wäre. Auch hier ist vorausf. Fzg solange nicht gehindert zu beschleunigen, bis es eingeholt ist. Bedenklich BayObLG Urt. v. 20.1.1978 RReg 1 St 469/77: Schon vom Beginn des Überholvorgangs an darf Geschw. nicht mehr erhöht werden. Bewusstes Verhindern des Überholens durch Beschleunigung und anschl. Zurücknehmen der Geschw. kann als Nötigung strafbar sein (BayObLG DAR 86, 231).


13a


Langsameres Fzg: Wer bei erlaubter Geschw. von 100 km/h auf längerer Strecke (z.B. 6 km) nur mit 60 bis 65 km/h fährt (Karlsruhe NZV 92, 122 = VRS 82, 226).


14


Seitenstreifen jeder Art (Mehrzweckstreifen od. and. Seitenstreifen) als „Ausweichfläche“, sofern sie „geeignet“, also vor allem für das betreff. Fzg (z.B. Lastzug) hinreichend befestigt sind (vgl. dazu aber Haltverbot in § 18 Abs. 8 auch zu Kraftfahrstraßen und Fahrbahnbenutzungsgebot in § 2 Abs. 1). VO-Geber sollte hier insb. auch Widerspruch zum Überfahrensverbot des Z 295 (Ausn.: dort Nr. 1 Buchst. c) auflösen.


15


Seitenstreifen kann sowohl für vorübergeh. Langsamfahren als auch für Warten vgl. dazu aber Haltverbot in § 18 Abs. 8 auch für Kraftfahrstraßen benutzt werden, um and. Fzg das Überholen zu ermöglichen. Zul. ist auch ein nur teilw. Ausweichen auf den Seitenstreifen.


16


Seitenstreifen auf AB haben die Funktion eines Pannen- oder Notfallstreifens. Sie dürfen daher für Ausweichmanöver nicht benutzt werden; dies ist auch nicht notw., weil nachf. Fzg hier auch anders überholen können, da sie über mehrere Richtungsfahrstreifen verfügt.


17


Ausreichend ist Abstand von mind. 1 m zwischen den wartenden Fzg und dem Bordstein.


18


Regelung gilt nur für den äußersten rechten Fahrstreifen (vgl. Hamm VersR 2002, 251). Damit ist auch klargestellt, dass zwischen FzgReihen nicht „vorgefahren“ werden darf (das dürfen also auch Radf. und Mofa-Fahrer nicht). Klargestellt ist auch, dass Krafträder (außer Mofas) nicht nach Abs. 8 überholen dürfen; für solche Fzg gilt nach wie vor das Verbot des Rechtsüberholens (vgl. Düsseldorf VRS 68, 134; VRS 65, 266). Länder lehnen es ab, Motorradfahrern im Falle eines Staus auf AB bei völligem Fahrzeugstillstand die Möglichk. zu eröffnen, mit geringer Geschw. die Rettungsgasse zu benutzen, um AB an der nächsten Ausfahrt zu verlassen. Die Überlegungen fußten auf der Grundl., dass sich Stop-and-go-Verkehr und Stau auf Motorradf. gravierender auswirken als auf andere Fzgf. Das stetige Kupplungs-Ziehen und Halten der Maschine im Stand sind mit erheblichem Kraftaufwand verbunden, sodass Motorradf. schnell ermüden, auch sind Motorradf. den Witterungsbedingungen direkter ausgesetzt (Lederkombi und Helm schützen nur mäßig bei Regen, bei Hitze drohen Kreislaufbeschwerden) zudem drohen luftgekühlte Zweiradmotoren schneller zu überhitzen. Auch wurde in Diskussionen behandelt, dass das Durchlassen der Motorradf. zu einer schnelleren Stauauflösung beitragen könnte. Länder lehnen dies mit Blick auf Verk.Si. aller VT und das uneingeschränkte Vorrecht der Rettungsfahrzeuge ab. Soweit Zweiradfahrern aber ein eigener Fahrstreifen (vgl. § 7 Abs. 1 S. 2) zur Verfügung steht, dürfen sie im Rahmen der freien Fahrstreifenwahl (§ 7 Abs. 3) auch rechts überholen; Abs. 8 ist in diesen Fällen nicht einschlägig. Ein für Radf. angelegter „Schutzstreifen“ (lfd. Nr. 22 der Anlage 3 zu § 42 Abs. 2, dort Nr. 3 der Spalte Ge- oder Verbot zu Zeichen 340) ist kein Fahrstreifen idS. Allerdings dürfen Radf. auf dem Schutzstreifen die Fzge auf den Fahrstreifen mit bes. Vorsicht auch dann rechts überholen, wenn diese in Bewegung sind (also nicht nur „wartende“ Fzg; vgl. Bouska DAR 97, 337).


19


Nur Fzg, die warten, also verkehrsbedingt od. auf Grund einer Anordnung (z.B. Ampel) stehen, dürfen überholt werden. Bewegen sich die Fzg, so dürfen sie von Radf. od. Mofa-Fahrern auch dann nicht rechts überholt werden, wenn langsam gefahren wird. Regelung gilt überall, nicht nur vor Ampelanlagen.


20


Im Hinblick auf die gegeb. Situation höchstens 10 km/h.


21


Radf. bzw. Mofa-Fahrer trägt das Risiko dafür, wenn er an einem der wartenden Fzge anstößt; er trägt auch mind. ein Teilrisiko dann, wenn er an eine FzgTür stößt, die während des Wartens nach rechts geöffnet wird. In letzterem Fall liegt allerdings das überwieg. Risiko nach wie vor bei dem Fzg-Insassen, der sich nach § 14 Abs. 1 so verhalten muss, dass eine Gefährdung and. VT ausgeschlossen ist.








§ 6 Vorbeifahren
Wer an einer Fahrbahnverengung1, einem Hindernis2 auf der Fahrbahn oder einem haltenden Fahrzeug2a links vorbeifahren will, muss entgegenkommende Fahrzeuge durchfahren lassen. Satz 1 gilt nicht, wenn der Vorrang durch Verkehrszeichen (Zeichen 208, 308) anders geregelt ist. Muss ausgeschert werden3, ist auf den nachfolgenden Verkehr zu achten und das Ausscheren sowie das Wiedereinordnen – wie beim Überholen – anzukündigen4.





Erläuterungen
1


Vorschr. greift nur ein, wenn Fahrb. derart versperrt ist, dass rechts ein Vorbeifahren unmöglich ist und links so wenig Platz bleibt, dass sich begegnende Fzg die Engstelle nicht gleichz. teilen können (Köln SVR 2011, 141).


2


Bezieht sich seit Neuerl. der StVO in 2013 nicht mehr nur auf vorübergehende Hindernisse, damit werden in diesen Fällen Z 208, Z 308 weitgehend entbehrlich. Satz 2 dient nur der Klarstellung (§ 39 Abs. 2 S. 1).


2a


Halten ist – wie bei § 12 – eine gewollte Fahrtunterbrechung, die nicht durch Verkehrslage oder Anordnung veranlasst ist; vgl. auch Erl. 1 zu § 12.


3


Vgl. Erl. 8 zu § 5.


4


Angleichung an die Regeln des Überholens. Daher bei Hindernis auf dem rechten von zwei gleichgerichteten Fahrstreifen:
	a)
	
Vortritt hat, wer das Hindernis zuerst erreicht;

	b)
	
erreichen die Fzg auf beiden Fahrstreifen das Hindernis gleichzeitig, so muss ein rechts fahrendes Fzg beim Ausscheren vor dem Hindernis auf den nachfolgenden Verkehr achten, wie wenn es gerade überholt würde. Allerdings sind die links fahrenden Fzg nach § 7 Abs. 4 verpflichtet, das Einordnen nach links im sog. Reißverschlussverfahren zu ermöglichen (vgl. dazu auch Erl. 13 zu § 7).










§ 7 Benutzung von Fahrstreifen durch Kraftfahrzeuge
(1) Auf Fahrbahnen mit mehreren Fahrstreifen für eine Richtung dürfen Kraftfahrzeuge von dem Gebot, möglichst weit rechts zu fahren (§ 2 Abs. 2) abweichen, wenn die Verkehrsdichte das rechtfertigt1. Fahrstreifen2 ist der Teil einer Fahrbahn, den ein mehrspuriges Fahrzeug zum ungehinderten Fahren im Verlauf der Fahrbahn benötigt.
(2) Ist der Verkehr so dicht, dass sich auf den Fahrstreifen für eine Richtung3 Fahrzeugschlangen4 gebildet haben, darf rechts schneller als links gefahren werden.
(2a) Wenn auf der Fahrbahn für eine Richtung5 eine Fahrzeugschlange6 auf dem jeweils linken Fahrstreifen7 steht oder langsam fährt8, dürfen Fahrzeuge diese mit geringfügig höherer Geschwindigkeit9 und mit äußerster Vorsicht rechts überholen10.
(3) Innerhalb geschlossener Ortschaften – ausgenommen auf Autobahnen (Zeichen 330.1) – dürfen Kraftfahrzeuge mit einer zulässigen Gesamtmasse bis zu 3,5 t auf Fahrbahnen mit mehreren markierten Fahrstreifen für eine Richtung (Zeichen 296 oder 340) den Fahrstreifen frei wählen, auch wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 nicht vorliegen11. Dann darf rechts schneller als links gefahren werden12.
(3a) 12a Sind auf einer Fahrbahn für beide Richtungen insgesamt drei Fahrstreifen durch Leitlinien (Zeichen 340) markiert, dann dürfen der linke, dem Gegenverkehr vorbehaltene, und der mittlere Fahrstreifen nicht zum Überholen benutzt werden. Dasselbe gilt für Fahrbahnen, wenn insgesamt fünf Fahrstreifen für beide Richtungen durch Leitlinien (Zeichen 340) markiert sind, für die zwei linken, dem Gegenverkehr vorbehaltenen, und den mittleren Fahrstreifen. Wer nach links abbiegen will, darf sich bei insgesamt drei oder fünf Fahrstreifen für beide Richtungen auf dem jeweils mittleren Fahrstreifen in Fahrtrichtung einordnen.
(3b) 12b Auf Fahrbahnen für beide Richtungen mit vier durch Leitlinien (Zeichen 340) markierten Fahrstreifen sind die beiden in Fahrtrichtung linken Fahrstreifen ausschließlich dem Gegenverkehr vorbehalten; sie dürfen nicht zum Überholen benutzt werden. Dasselbe gilt auf sechsstreifigen Fahrbahnen für die drei in Fahrtrichtung linken Fahrstreifen.
(3c) Sind außerhalb geschlossener Ortschaften für eine Richtung drei Fahrstreifen mit Zeichen 340 gekennzeichnet, dürfen Kraftfahrzeuge, abweichend von dem Gebot, möglichst weit rechts zu fahren, den mittleren Fahrstreifen dort durchgängig befahren, wo – auch nur hin und wieder – rechts davon ein Fahrzeug hält oder fährt.12c Dasselbe gilt auf Fahrbahnen mit mehr als drei so markierten Fahrstreifen für eine Richtung für den zweiten Fahrstreifen von rechts. Den linken Fahrstreifen dürfen außerhalb geschlossener Ortschaften Lastkraftwagen mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 3,5 t sowie alle Kraftfahrzeuge mit Anhänger nur benutzen, wenn sie sich dort zum Zwecke des Linksabbiegens einordnen.12d
(4) Ist auf Straßen mit mehreren Fahrstreifen für eine Richtung das durchgehende Befahren eines Fahrstreifens nicht möglich13 oder endet ein Fahrstreifen14 15, so ist den am Weiterfahren gehinderten Fahrzeugen der Übergang auf den benachbarten Fahrstreifen in der Weise zu ermöglichen, dass sich diese Fahrzeuge unmittelbar vor Beginn der Verengung jeweils im Wechsel nach einem auf dem durchgehenden Fahrstreifen fahrenden Fahrzeug einordnen können (Reißverschlussverfahren)16 16a.
(5) In allen Fällen darf ein Fahrstreifen nur gewechselt werden, wenn eine Gefährdung anderer Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist17. Jeder Fahrstreifenwechsel ist rechtzeitig und deutlich anzukündigen; dabei sind die Fahrtrichtungsanzeiger zu benutzen.





Erläuterungen
1


Zulässig, wenn das „gestaffelte Fahren“ geeignet ist, den Verkehrsfluss zu fördern (Bouska DAR 63, 123, 125), insbes. bei Kolonne auf rechtem Fahrstreifen. Auf lichtzeichengeregelten Straßen ist Nebeneinanderfahren stets zulässig (§ 37 Abs. 4). Besond. Regelung für Fahrb. mit Pfeilmarkierungen (Z 297) und für Richtungsfahrb. mit 3 und mehr Fahrstreifen (vgl. Erl. 12c). Vorschrift wurde durch VO v. 22.3.1988 auf alle Kfz erweitert (früher nur mehrspurige Kfz), gilt nunmehr also auch für mot. Zweiradfahrzeuge.


2


Eigenschaft einer Fahrbahnfläche als „Fahrstreifen“ hängt nicht von einer Markierung ab. Schutzstreifen für Radf. sind auf Grund ihrer geringen Breite keine Fahrstreifen.


3


Fahrzeugschlangen müssen sich auf sämtlichen Richtungsfahrstreifen gebildet haben, auch auf dem äußersten linken (Hamm DAR 72, 249). Ausgenommen sind allerdings solche Fahrstreifen, die nicht durchgängig dem fließ. Verkehr zur Verfügung stehen (z. B. Fahrstreifen mit geparkten Fzg, Harthun DAR 71, 253, 254).


4


Fahrzeugreihen, bei denen Abstand den gebotenen Sicherheitsabstand nicht wesentlich überschreitet (Begr.), also auch verh.mäßig lockere Kolonnen (Bouska VD 71, 193, 196: Abstände von 50 – 60 m im innerörtl. Verkehr; im Ergebnis ebenso Möhl DAR 71, 29, 31, Mühlhaus VOR 72, 27, 38 und BayObLG DAR 73, 26 = VRS 43, 452: doppelter Si.Abstand = voller „Tacho-Abstand“). FzgSchlange auch schon bei verhältnismäßig wenigen Fzg (Möhl aaO: 4 – 6 Fzge; Bouska aaO: 2 – 3 Fzg im Stadtverkehr). Außerorts FzgSchlange wohl erst ab etwa 5 Fzg.


5


Die Vorschrift (eingefügt durch VO v. 22.3.1988) übernimmt im Wesentl. die vorherige Rspr. zum ausnahmsweisen Rechtsüberholen durch „Vorbeitasten“ an stehenden oder „dahinschleichenden“ FzgKolonnen auf AB (BGH VRS 35, 141 = DAR 68, 248; vgl. auch VD 68, 33, 225), die auch für die StVO 1970 galt (Hamm VRS 47, 216; BayObLG DAR 78, 197). Regelung gilt nur für getrennte Richtungsfahrb., aber nicht nur auf AB, sondern auf allen Straßen außerorts und innerorts. Hat sich auch auf dem rechten Fahrstreifen eine FzgSchlange gebildet, so geht allerdings Abs. 2 vor, so dass Abs. 2a vor allem für das Rechtsüberholen durch einzelne Fzg Bedeutung hat. Innerorts wird die Regelung häufig durch Abs. 3 überlagert. Die bes. Anforderungen des § 7 Abs. 2a gelten daher nicht im Rahmen der freien Fahrstreifenwahl nach Abs. 3 (vgl. Hamm NZV 2000, 85).


6


Vgl. Erl. 4.


7


Regelung gilt bei dreistreifiger Richtungsfahrb. auch im Verhältnis des mittl. zum äußersten linken Fahrstreifen.


8


Entspr. der vorh. Rspr. höchstens 60 km/h.


9


Entspr. der vorh. Rspr. höchstens 20 km/h.


10


Es muss jederzeit damit gerechnet werden, dass ein Fzg von links auf den rechten Fahrstreifen überwechselt.


11


Freie Wahl des Fahrstreifens bedeutet, dass die genannten Fzg unabhängig von der Verkehrsdichte (also auch ein einzelnes Fzg, das allein auf der Fahrb. fährt) jeden Richtungsfahrstreifen benutzen dürfen. Andere Fzg dürfen dagegen vom Rechtsfahrgebot nur nach Abs. 1 = Verkehrsdichte, § 37 Abs. 4 = Ampelregelung, Pfeilmarkierungen nach Z 297 oder Erl. 12a ff abweichen. Regelung wurde durch VO v. 22.3.1988 auf alle Kfz bis 2,8 t, durch VO v. 7.8.1997 auf Kfz bis 3,5 t erweitert (früher nur Pkw sowie Lkw bis 2,8 t), gilt also nunmehr auch für mot. Zweiräder sowie Zugmaschinen und Kraftomnibusse (bis 3,5 t), aber nicht mehr für Pkw über 3,5 t.


12


Nach hM steht die Befugnis, im Bereich der freien Fahrstreifenwahl rechts zu überholen, allen Fzg zu, also nicht nur den Kfz, die den Fahrstreifen frei wählen dürfen. Die Befugnis setzt allerdings voraus, dass dem Rechtsüberholer ein Fahrstreifen zur Verfügung steht. Deshalb dürfen z. B. mot. Zweiradfzg auf sog. Schutzstreifen nicht rechts überholen (vgl. dazu Bouska DAR 97, 337).


12a


Sprachlich bereinigte Übernahme der vor Neuerlass der StVO in § 42 Abs. 6 Nr 1 lit. b – c enthaltenen Regelungen durch Einfügung in die wesentliche Vorschrift zur Fahbahnbenutzung. Die Vorschriften waren wegen ihres Standortes vielen VT nicht bekannt und sind nun hier und in § 7a gebündelt.


12b


Vgl. Rn. 12a.


12c


Vgl. Rn. 12a. Striktes Rechtsfahrgebot hier also nur, wenn „weit und breit“ auf dem rechten Fahrstr. kein Fzg zu sehen ist. Die abw. Auff. von Düsseldorf VRS 77, 457 (Einscheren nach rechts, wenn dort längere Zeit mit gleicher Geschw. gefahren werden könnte) passt für diese Situation nicht, schafft Rechtsunsicherheit – wie lange ist eine „längere Zeit“? – und ist, sofern auf dem mittl. Fahrstreifen zügig gefahren wird, wegen der Überholmöglichkeit auf dem äußersten linken Fahrstreifen auch nicht notwendig (vgl. Bouska DAR 85, 137; BayObLG DAR 90, 187). Die Vorschr. hat insbes. Bedeutung für den Verkehr auf dreistreifigen Richtungsfahrb. der AB.


12d


Hat vor allem Bedeutung für den Verkehr auf drei- oder mehrstreifigen Richtungsfahrb. der AB und führt hier – wo es kein „Linksabbiegen“ gibt – für die betr. Fzg zu einem völligen Benutzungsverbot (also auch keine Benutzung des linken Fahrstr. zum Überholen oder für das „gestaffelte“ Fahren des § 7 Abs. 1).


13


Z. B. wegen einer Baustellenabsperrung, eines haltenden oder liegen gebliebenen Fzg oder eines sonst. vorübergeh. Hindernisses. Dagegen keine Anwendung, wenn Verkehr auf einem Fahrstreifen durch wartende Fzg „blockiert“ wird, etwa durch Linksabbieger, die wegen Gegenverkehrs warten müssen; dann Fahrstreifenwechsel nur nach Abs. 5.


14


Gilt für markierte u. nicht markierte Fahrstreifen. Für den Sonderfall „Kriechspur“ dürfte die Vorschrift nicht anwendbar sein. Dieser zusätzliche Fahrstreifen ist erkennbar nur für eine begrenzte (Steigungs- oder Gefäll-) Strecke angelegt und nur für den langsamen Verkehr bestimmt. Am Ende der Kriechspur hat der Verkehr auf dem durchgehenden Fahrstreifen Vorrang; jede andere Lösung würde zu Gefährdungen und Behind. führen (BGH DAR 70, 21). Diese besondere Situation, bei der wegen der extremen Geschw.unterschiede ein „Reißverschlussverfahren“ nicht durchführbar ist, wird von der Vorschrift nach ihrem Sinn und Zweck nicht erfasst. Fällt auf der AB ein Fahrstreifen weg, so kommt auch in and. Fällen (z. B. Übergang von 3 auf 2 Fahrstreifen) auf Grund der hohen Geschw. das Reißverschlussverfahren wegen Abs. 5 idR nicht in Betracht; anders z. B. vor AB-Baustellen, wo ohnehin langsam gefahren wird.


15


Einfädelungsstreifen (vgl. § 7a) sind keine Richtungsfahrstreifen iSd Vorschrift. Zwar ist der Einfädelungsstreifen Bestandteil der Fahrb.; er gehört jedoch iSd Vorfahrtsregeln noch zu der Fahrb., aus der der Verkehr herkommt, um in die nunmehr durchgehende Fahrb. eingeführt zu werden. Deshalb gilt an seinem Ende nicht das Reißverschlussverfahren und auch nicht Abs. 5, sondern es gelten die Regeln des § 8 bzw. des § 18 Abs. 3. Dabei muss – abgesehen von den Fällen des § 18 Abs. 3 – die Vorfahrt bei Verwendung eines Einfädelungsstreifens stets durch Z geregelt sein – auch innerorts –, weil der Grds. „rechts vor links“ hier nicht praktikabel und einsichtig wäre.


16


Nach dem Wortlaut der Vorschrift ist unklar, ob das Verf. auch gelten soll, wenn nur einige wenige Fzg – die z. B. nach Abs. 3 in „freier Fahrstreifenwahl“ fahren – betroffen sind (z. B. ein Fzg auf dem blockierten, zwei Fzg auf dem durchgeh. freien Fahrstreifen). Nach Sinn und Zweck der Vorschrift kommt ein Reißverschlussverf. begriffl. nur in Betracht, wenn seine Anwendung notw. oder zumind. förderlich ist, um das Einordnen zu ermöglichen, also bei wenigstens lockerer FzgReihe auf dem durchgeh. freien Fahrstreifen. Sonst nur § 6 Satz 2, der ohnehin auch beim Reißverschlussverf. – wie auch § 7 Abs. 5 – stets zu beachten ist. Vorschrift will ordnungsgem. wechselseitiges Einordnen an der Engstelle gewährleisten. Aus der „Ist“-Formulierung folgt Beachtenspflicht. Verstoß aber nicht als Ordnungswidrigkeit in § 49 normiert. Damit Verfolgung bei Verstoß ausschließl. über § 1 Abs. 2.


16a


VO v. 11.12.2000 (BGBl I S. 1690) hat klargestellt, dass das Reißverschlussverf. an der Stelle zu praktizieren ist, an der der Fahrstr. endet. Deshalb muss jeweils bis zur Engstelle vorgefahren werden; ein früheres Einordnen auf den „freien Fahrstr.“ ist zwar nicht stets verboten, jed. nur dann zulässig, wenn and. Fzge nicht behindert und erst recht nicht gefährdet werden (z. B. dadurch, dass ein Fzg sich in den „freien Fahrstr.“ vorzeitig „hineindrängen“ oder auf dem später wegfallenden Fahrstr. so verzögert, dass nachf. Fzg, die zügig noch bis zur Verengung vorfahren wollen, daran gehindert werden). Verhindert ein Fzg auf den durchgeh. Fahrstr. an der Engstelle das Überwechseln eines and. Fzg, so ist das ein Verstoß gegen § 1 Abs. 2, in krassen Fällen kann Nötigung gegeben sein (vgl. Bouska NZV 2001, 27). Durch Zusatzschild „Reißverschluss erst in … m“ zur Einengungstafel (Z 531 ff.) kann pos. Verh. der Fzgf. beeinflusst werden (vgl. VkBl 2001 S. 47). Bei Einfahren auf AB gilt Reißverschlussverfahren nicht (vgl. Köln NZV 2006, 420), vgl. Erl. 15.


17


Die Vorschrift ist zur Beruhigung des Verkehrsflusses dringend notwendig. Vollständiger Spurwechsel ist nicht erforderlich (München 10 U 5122/10, juris). Nach Rostock 5 U 169/10, juris, muss der nachfolgende KfzF nach dem Fahrspurwechsel des vorausfahrenden Kfz in der Lage sein, zu diesem einen ausreichenden Sicherheitsabstand aufzubauen bzw. einzuhalten. Wegen der hohen Anforderungen schließt sie im Ergebnis auch das „Slalomfahren“ aus. Auch das nur teilweise Hinüberfahren in den and. Fahrstreifen löst die bes. Sorgfaltspflicht aus (Düsseldorf VRS 74, 65 = DAR 87, 389). Kommt es zum Unfall, dann ist immer derjenige schuld, der den Fahrstreifen gewechselt hat (Köln DAR 65, 82; Hamm VRS 81, 342), – allerdings kann eine obj. nicht gebotene „Überreaktion“ des z. B. auf eine AB nachfolg. Fzgf. dessen Haftung auslösen (Nürnberg NZV 2000, 128). Hintermann muss allerdings bei genüg. Entfernung dem Benutzer eines benachbarten Fahrstreifens Fahrspurwechsel jedenfalls dann ermöglichen, wenn dieser blinkt und berechtigter Grund für Wechsel erkennbar ist (BayObLG DAR 73, 166 = VRS 44, 453), z. B. auch beim Überwechseln eines Fzg, das auf der AB auf ein – für den nachf. Überholer erkennbares – Hindernis trifft (Düsseldorf VRS 63, 339). Benutzt auf einer mehrstreif. Fahrb. ein Fzg den äußersten linken Richtungsstreifen und wird es an einer Kreuzung durch ein vorausfahr. Fzg, das nach links abbiegen will und wegen des bevorrechtigten Gegenverkehrs warten muss, ebenfalls zum Warten gezwungen (sog. „Linksabbieger-Falle“), so muss der Fahrer stets so lange warten, bis er gefahrlos auf den rechten Fahrstr. überwechseln kann, um geradeaus weiterzufahren; hier ist die strikte Anwendung der Vorschrift des Abs. 5 im Int. der Klarheit unerlässlich, weil bei freiwilligem Abbremsen oder gar Anhalten des rechts Fahrenden die Gefahr eines Auffahrunfalls zu groß wäre.








§ 7a Abgehende Fahrstreifen, Einfädelungs- und Ausfädelungsstreifen1
(1) Gehen Fahrstreifen, insbesondere auf Autobahnen und Kraftfahrstraßen, von der durchgehenden Fahrbahn ab, darf beim Abbiegen vom Beginn einer breiten Leitlinie (Zeichen 340) rechts von dieser schneller als auf der durchgehenden Fahrbahn gefahren werden.2
(2) Auf Autobahnen und anderen Straßen außerhalb geschlossener Ortschaften darf auf Einfädelungsstreifen schneller gefahren werden als auf den durchgehenden Fahrstreifen.3
(3) Auf Ausfädelungsstreifen darf nicht schneller gefahren werden als auf den durchgehenden Fahrstreifen. Stockt oder steht der Verkehr auf den durchgehenden Fahrstreifen, darf auf dem Ausfädelungsstreifen mit mäßiger Geschwindigkeit und besonderer Vorsicht überholt werden.4





Erläuterungen
1


Regelungen wurden mit Neuerlass der StVO in 2013 von den ehemaligen Erl. f und e in Z 340 an diese Stelle verschoben. Die ehemaligen Begrifflichkeiten Beschleunigungsstreifen und Verzögerungsstreifen wurden gegen die Begriffe Einfädelungs- und Ausfädelungsstreifen ersetzt.


2


Ausn. vom Verbot des Rechtsüberholens (ehemals eingef. durch VO v. 22.3.1988); gilt vom Beginn der Leitlinie an. Gilt nur für Abbieger; wer geradeaus weiter fahren will, darf also den abgeh. Fahrstreifen nicht zum Rechtsüberholen benutzen (vgl. auch Düsseldorf VM 90, 82; VM 95, 79; VRS 88, 467); die Geschw. ist grds. nicht beschränkt (Z 274 gilt nur für die Fahrb.). Die zul. genannte Entsch. Düsseldorf ist ungenau, weil sie von einer „Rechtsabbiegespur“ an einer Anschlussstelle spricht, also einen Ausfädelungsstreifen betrifft, für den die Vorschr. gerade nicht gilt (vgl. Erl. 4).


3


Einfädelungsstreifen ist Bestandteil der Fahrb., wenn auch nicht der „durchgehenden Fahrb.“ iSd § 18 Abs. 2 (vgl. Erl. 2 zu § 5). Rechtsüberholen ist im Int. eines zügigen Einfädelns in die AB zulässig. Zur Bedeutung der Leitlinie zw. der durchgeh. Fahrb. vgl. Braunschweig VRS 50, 386.


4


Ausfädelungsstreifen haben eine and. Funktion. Sie leiten den AB-Verkehr in das regionale Straßennetz über; schon deshalb ist eine Herabsetzung der Geschw. geboten. Außerdem muss damit gerechnet werden, dass ein nachf. Fzg noch unvermittelt auf den Ausfädelungsstreifen überwechselt. § 7 Abs. 2a gilt auch für den Ausfädelungsstreifen (vgl. auch Seidenstecher DAR 89, 412; krit. Janiszewski DAR 89, 410).








§ 8 Vorfahrt1 2 
(1) An Kreuzungen und Einmündungen hat die Vorfahrt, wer von rechts kommt3. Das gilt nicht,
	1.
	
wenn die Vorfahrt durch Verkehrszeichen besonders geregelt ist (Zeichen 205, 206, 301, 306)4 oder

	2.
	
für Fahrzeuge, die aus einem Feld- oder Waldweg auf eine andere Straße kommen5.


(1a) Ist an einer Einmündung in einen Kreisverkehr Zeichen 215 (Kreisverkehr)5a unter dem Zeichen 205 (Vorfahrt gewähren) angeordnet5b, hat der Verkehr auf der Kreisfahrbahn Vorfahrt5c. Bei der Einfahrt in einen solchen Kreisverkehr5d ist die Benutzung des Fahrtrichtungsanzeigers unzulässig.5e
(2) Wer die Vorfahrt zu beachten hat, muss rechtzeitig durch sein Fahrverhalten, insbesondere durch mäßige Geschwindigkeit, erkennen lassen, dass er warten wird6. Es darf nur weitergefahren werden, wenn übersehen werden kann, dass wer die Vorfahrt hat, weder gefährdet noch wesentlich behindert wird7. Kann das nicht übersehen werden, weil die Straßenstelle unübersichtlich ist, so darf sich vorsichtig in die Kreuzung oder Einmündung hineingetastet werden, bis die Übersicht gegeben ist8. Wer die Vorfahrt hat, darf auch beim Abbiegen in die andere Straße nicht wesentlich durch den Wartepflichtigen behindert werden.





Erläuterungen
1


Vorschrift gilt – wie gesamte StVO – nur für Verkehr auf öff. Wegen und Plätzen (vgl. Erl. 1 u. 2 zu § 1), also nicht bei Kreuzungen und Einmündungen nicht öff. Straßen wie z. B. an Grundstücksausfahrten (BGH VRS 12, 414); bei der Abgrenzung kommt es auf das äußere Gesamtbild an (BayObLG DAR 72, 219). Zusammentreffen eines Geh- und Radweges mit einer dem Fzgverk. gewidmeten Straße vgl. Karlsruhe NZV 2012, 437. Vorfahrt gibt es begriffl. nur, wenn sich an einer Kreuzung oder Einmündung die Fahrwege der auf versch. Straßen fahrenden Fzg kreuzen oder zumindest berühren (Köln VRS 84, 426). Vorschrift gilt auch ggü. VT, die aus für sie gesperrten Straßen kommen (BGH DAR 63, 193 = VRS 24, 175 = VM 63, 49). Wer rückwärts in eine Kreuzung oder Einmündung einfährt, verliert trotz der für ihn gesteigerten Sorgfaltspflicht (§ 9 Abs. 5) sein Vorfahrtsrecht nicht (Düsseldorf DAR 84, 123). Die bes. Problematik der Vorfahrt an Einmündungen eines (öff.) Weges über einen abgesenkten Bordstein (vgl. dazu u. a. BGH VRS 72, 260; Köln VRS 61, 285) ist durch die Einbeziehung solcher Fälle in die Regelung des § 10 gegenstandslos geworden. Kann ein Wartepflichtiger wegen eines neben ihm befindl. Fzg den bevorrechtigten Verk. nicht sehen, so darf er allenfalls dann neben diesem Fzg die Kreuzung überqueren, wenn er während des gesamten Vorgangs durch das andere Fzg „abgeschirmt“ ist (BayObLG VRS 70, 33). Ist die Sicht des Wartepflichtigen durch parkende Fzg behindert, ist gleichwohl ein Einweiser nicht erforderlich (BayObLG DAR 90, 30); hier muss sich der Wartepflicht. mit äußerster Vorsicht „vorantasten“ (zur Probl. schwerfälliger landw. Fzg, die in Vorfahrtstraße einfahren, vgl. BGH DAR 94, 195 = NZV 94, 184 = VRS 87, 12). Vorfahrt gilt ggü. Querverkehr für den nach links abbiegenden Vorfahrtber. nur auf der für ihn rechten Fahrbahnseite (KG VM 93, 74 = VRS 85, 270; NZV 94, 30).


2


Vorfahrtregeln sind auch auf den „Hauptfahrb.“ (faktisch) öff. Parkplätze (und Parkhäuser) anzuwenden (Hamm NJW 74, 1913 = VRS 47, 455; Köln DAR 75, 166; KG DAR 77, 47; Düsseldorf NZV 2000, 263 = DAR 2000, 175; VD 75, 65, 183; dagegen Stuttgart VRS 45, 313; Saarbrücken VRS 47; Düsseldorf NZV 2000, 263 = DAR 2000, 175; Koblenz VRS 48, 133 mit unterschiedl. Lösungsversuchen). Nach LG Detmold (NKW-RR 2012, 1173) kann Vorfahrtregel rechts vor links auf Parkplätzen nur angewandt werden, wenn die kreuzenden Wege hinsichtlich Markierung, Breite und Verkehrsführung vergleichbar sind und den Charakter einer Fahrb. klar in sich tragen. Im Verh. zw. fließ. u. ruh. Verk. gilt allerdings auf Parkflächen nicht die Regel „rechts vor links“ (Hamm DAR 76, 110); Vorrang hat hier entspr. § 10 stets der fließ. Verkehr; nach Oldenburg (DAR 92, 304) wird allerdings dieser Vorrang durch § 1 Abs. 2 eingeschränkt, so dass der auf der „Fahrb.“ des Parkplatzes Fahrende stets mit ausparkenden Fzg rechnen und deshalb brems- oder anhaltebereit sein muss. Auf verk.rechtl. öff. Tankstellengelände ist § 8 nicht direkt anwendbar, allenfalls über § 1 Abs. 2 die Regel „rechts vor links“ (Köln NZV 94, 438 = VRS 88, 176); der so „Vorfahrtberechtigte“ muss aber bes. Vorsicht walten lassen (Köln aaO sowie NZV 95, 401).


3


Einmündung: jedes Zusammentreffen von Straßen mit nur einer Fortsetzung (BGH NJW 1974, 949) – setzt zwei gleichberechtigte, dem fließenden Verk. dienende Straßen voraus, von denen die eine in die andere einmündet (Köln in Schaden und Praxis 1998, 199). Dabei ist das äußere Erscheinungsbild entscheidend (typische bauliche Merkmale und gestalterische Elemente wie z. B. Pflasterung, Breite, Länge, Begrenzung der Straße); also z. B. nicht eine Zufahrt (Naumburg SVR 2007, 61). Bei „rechts vor links“ jeweils nur „halbe Vorfahrt“, deshalb bes. Vorsicht für beide Richtungen, insbes. mäß. Geschw. (BGH DAR 77, 270). Radf., die einen parallel z. Fahrb. verlaufenden unselbst. nicht abgesetzten Radweg oder einen solchen Gehweg benutzen, nehmen an der Vorfahrt der Fahrb. teil (Bouska DAR 82, 108) und zwar auch dann, wenn ein Radf. verbotswidrig einen in Fahrtrichtung links verlaufenden (nicht durch Z 237 angeordneten) Radweg benutzt (BGH VRS 71, 383 = DAR 86, 361; Hamm NZV 92, 364, DAR 96, 322, NZV 97, 103; Celle 14 U 157/09, juris; a.A Bremen DAR 97, 272 gegen BGH NJW 86, 2691 und wohl zu Unrecht unter Berufung auf die „Einbahnstraßen“-Entsch. des BGH NJW 82, 334 = DAR 82, 14 = VRS 62, 93, nach der der Radf keine Vorfahrt hat, der auf einer nicht ausdrückl. für Rad-Gegenverkehr freigegebenen Fahrb. einer Einbahnstraße fährt (BGH VRS 62, 93 = DAR 82, 14). Allerdings ist bei einem Unfall idR von einem Mitverursacheranteil des Radf. auszugehen, der gegen § 2 und das Rechtsfahrgebot verstoßen hat. BGH meint aber, KfzFührer müssten heutzutage mit nicht regelkonformem Fahren der Radf. stets erfahrungsgemäß rechnen. Rspr. wird als bedenklich angesehen; dies stellt einen Freibrief für Radf. dar und kann nicht dem rechtskonform handelnden KfzFührer angelastet werden. Münden zwei Nebenstraßen von derselben Seite in einen gemeinsamen Einfahrtbereich einer Vorfahrtstraße, gilt für die Benutzer der Nebenstraßen untereinander rechts vor links (Stuttgart NZV 94, 440). Zum Verhältnis zw. Vorfahrt und Vorrang an kleinräumigen Kreuzungen vgl. Erl. 9 zu § 9.


4


	a)
	
Z 306 macht Straßen innerorts wie außerorts zu Vorfahrtstraßen; das Z hat also nicht nur Bedeutung für eine einzelne Kreuzung oder Einmündung. Die vorgeschrieb. Wiederholung des Z 306 an den folg. Kreuzungen und Einmündungen von rechts hat nur deklaratorische Bedeutung. Bei „abknickender Vorfahrt“ gilt für die beiden untergeordneten Straßen untereinander die Regel „rechts vor links“ (BGH DAR 74, 193). Ein Radf. verliert Vorfahrtsrecht nicht dadurch, dass er verbotswidrig einen linken Radweg benutzt (Düsseldorf NZV 2000, 506 = DAR 2001, 78 im Anschluss an Hamm DAR 1996, 321 und NZV 1997, 123); es ist ihm jed. idR ein Mitverschulden anzulasten (vgl. Erl. 14b zu § 2).

	b)
	
Vorfahrtstraße endet bei Z 205, 206 oder 307. Endet sie an Kreuzungen oder Einmündungen, so steht nach VwV-StVO Z 307 nur zusammen mit Z 205 oder 206. Innerorts ist Z 307 entbehrlich. Allein steht Z 307 z. B., wenn innerörtl. Vorfahrtstraße am Ortsausgang in Feldweg übergeht.

	c)
	
Vorfahrtregelung durch Z 301, ergänzt durch Z 205 oder 206, wenn keine „Vorfahrtstraße“ begründet werden soll. Innerorts idR nur an höchstens drei aufeinander folg. Kreuz. oder Einmünd., sonst besser Vorfahrtstraße (Z 306); vgl. VwV-StVO – 3a Zu § 42 Zu Z 301 Rn. 4.

	d)
	
Einseitige neg. Vorfahrtbeschilderung nach § 10 Satz 3 (eingefügt durch VO v. 7.8.1997, vgl. auch Erl. 8 zu § 10).




5


Begriff richtet sich allein nach äußerer Beschaffenheit des Weges, nicht nach Verkehrsdichte und -bedeutung (Düsseldorf Urt. v. 10.2.2015 – I-1 U 41/14, juris; Düsseldorf VRS 47, 61; Hamm VRS 49, 147; Rostock 8 U 48/06, juris; BayObLG VRS 49, 139; Koblenz VRS 69, 10; München Verkehrsrecht Aktuell 2012, 2). BGH urteilt widersprüchlich: nach einer Entsch. des 6. Zivilsenats des BGH v. 18.11.1975 (DAR 76, 76) und nach Köln (VRS 66, 378, LG Dessau NJW-RR 2012, 1306) soll es nur auf die Verkehrsbedeutung (entspr. dem Willen des Gesetzgebers), nicht z. B. auf Wegbefestigung ankommen; demggü. ist Auslegung des BayObLG und Düsseldorf, Hamm und Koblenz vorzuziehen, weil Kraftf. Verkehrsbedeutung als Ortsfremder meist nicht feststellen kann. Eigenschaft als Feldweg muss für unbefangenen Betrachter an Ort und Stelle erkennbar sein (BayObLG VRS 49, 139). Mündet ein Weg in eine Straße, der zwar kein Feld oder Waldweg, jedoch von völlig untergeordneter Verkehrsbedeutung ist, so trifft den aus dem Weg Kommenden stets nach § 1 eine bes. Sorgfaltspflicht, die im Ergebnis einer Wartepflicht gleichkommen kann (vor allem, wenn der Nebenweg nicht einsehbar ist: BGH VRS 27, 70; Mühlhaus DAR 66, 141; so im Ergebnis auch BayObLG VRS 76, 310 = DAR 89, 308 = NZV 89, 121). Nach BGH VersR 1987, 306; Rostock 8 U 48/06, juris ist wiederum das Gesamtbild der äußerlich erkennbaren Merkmale entscheidend. Der Wille des Gesetzgebers lässt sich einem Ortsfremden wohl kaum vermitteln!


5a


Die vorherige Kreisverkehrsvorschrift befand sich in einem eigenständigen § 9a. Dieser wurde mit dem Neuerlass der StVO in 2013 gestrichen und in Teilen hier verankert. Die übrigen Regelungen befinden sich nun bei Z 215. Zur ehemaligen Vorschr. (BGBl I 2000 S. 1690); vgl. dazu insg. Kramer DAR 2001, 100; Bouska NZV 2001, 27. Kreisverkehr ist ein baulich derart gestalteter Straßenknoten, dass in eine mehr oder weniger ringförmig verlaufende Kreisfahrb. andere Fahrb. einmünden. Davon zu unterscheiden ist eine durchgehende Fahrb., die an einer best. Stelle durch eine Verkehrsinsel oder eine sonstige bauliche Trenn-Einheit in zwei selbstständige Äste geteilt wird (z. B. zur Erleichterung der Überquerung durch Fußg. oder zur „Beruhigung“ des herankomm. Fzgverkehrs). Eine solche „Insel-Lösung“ ist selbst dann kein Kreisverkehr, wenn in ihrem Bereich and. Fahrb. in die durchgeh. Fahrb. einmünden. Ob ein Kreisverk. oder eine „Insel-Lösung“ gegeben ist, ist nach dem optischen Eindruck zu bewerten, den ein durchschn. VT empfindet. Bei Beschilderung mit Z 215/205 ist rechtl. allerdings stets ein Kreisverk. idS gegeben.


5b


Z 215 schreibt die Fahrtrichtung auf der Kreisfahrb. – nach rechts – vor (auch wenn das nicht ausdrücklich im Ge- oder Verbot beim VZ verankert ist. Zusätzl. Z (209, 211) sind grds. nicht mehr erforderlich, rechtl. aber nicht ausgeschlossen, bei Kreisfahrb. mit erhebl. Breite und starkem Verkehr zumindest Z 211 auf der Mittelinsel zweckmäßig. Ist Z 215 nicht angebracht, so gilt die bes. Vorschr. nicht; in letzteren Fällen hat sich der in einen Kreisverk. einfahrende oder der die Kreisfahrb. benutzende Fzgf. u. a. nach den allg. Regeln über das Abbiegen (§ 9) bzw. die Vorfahrt (§ 8) zu verhalten.


5c


Wer auf der Kreisfahrb. eines mit Z 215 beschilderten Kreisverk. fährt, hat kraft VO ggü. in den Kreisverk. Einfahrenden Vorfahrt, gleich ob er auf der Kreisfahrb. verbleibt oder von ihr in eine der einmündenden Fahrb. abbiegen und damit den Kreisverk. verlassen will. Einer pos. Vorfahrtbeschilderung (z. B. Z 301 oder 306) bedarf es nicht. Dagegen muss für die einmündende Fahrb. eine Wartepflicht durch Z 205 begründet werden, weil Z 215 – nach internat. Bestimmungen – keine vorfahrtregelnde Bedeutung haben darf (vgl. amtl. Begr. zu § 9a, VkBl 2001 S. 6, 7). Die Kombination des Z 215 mit Z 206 („STOP“) ist dagegen wg des klaren Wortlauts des § 8 Abs. 1a nicht zulässig. Verläuft ein Radweg unmittelb. neben (bis 5 m) der Kreisfahrb., so nehmen die Benutzer des Radwegs grds. an der Vorfahrt der Kreisfahrb. teil, auch wenn sie den Radweg verbotswidrig gegen die vorgeschr. Fahrtrichtung benutzen (wie durch die Rspr. für das verbotswidrige Benutzen linker Radwege entschieden, wobei jed. idR ein erhebl. Mitverschulden des Radf. anzunehmen ist, vgl. Erl. 14b zu § 2).


5d


Die Formulierung macht zusätzlich deutlich, dass die Regelung nur dann für die Einfahrt in eine Kreisfahrb. gilt, wenn eine Beschilderung mit Z 215/205 vorhanden ist („solchen“).


5e


In diesen Fällen darf der Fahrtrichtungsanzeiger (Blinker) nicht benutzt werden (also abw. von § 9 Abs. 1 Satz 1 Hs. 2); nach dem Sinn und Zweck der Regelung darf hier überhaupt keine „Ankündigung“ der Fahrtrichtungsänderung erfolgen.


6


Vertrauensschutz für den Vorfahrtberechtigten gilt nicht, wenn konkr. Anhaltspunkte für Vorfahrtverletzung gegeben sind (Celle DAR 75, 273), z. B. bei ungewöhnl. schnellem Zufahren des Wartepflichtigen auf die Kreuzung, Hamm NZV 2003, 414; für den Wartepflichtigen kann dies aber bereits eine Vorfahrtverletzung sein (vgl. auch Hamm DAR 2000, 63). Der Wartepflichtige braucht nicht mit groben Verstößen des Vorfahrtber. zu rechnen (Düsseldorf DAR 77, 161; Köln NZV 2003, 414). Überschreitet der Vorfahrtber. die zul. Geschw. erheblich oder reagiert er auf ein verkehrswidrig einbiegendes Fzg zu spät, so trifft ihn eine Mithaftung bei einem Unfall (Köln VRS 81, 417; NZV 94, 320; KG VRS 83, 407 = VM 92, 81). Nähert sich auf Vorf.Straße von links kein Fzg und gibt es auch kein Anzeichen dafür, dass von rechts komm. Fzg die Fahrb.seite wechseln werden, darf Wartepflichtiger idR davon ausgehen, dass er ohne Behind. nach rechts abbiegen kann (BGH DAR 82, 326; vgl. auch Hamm NZV 96, 69).
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